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Kurzfassung der Schrift 

Fünf Behauptungen – fünf Erwiderungen: Warum die Argumen-
te gegen die Abgeltungsteuer nicht überzeugen können

1. Behauptung: „Die Abgeltungsteuer ist überholt. Sie ist ein 
Steuerrabatt  ohne Rechtf erti gung.“ 

Die Abgeltungsteuer wurde eingeführt, um den Steuervollzug 
zu vereinfachen und Steuereinnahmen durch eine moderate Ka-
pitalbesteuerung zu sichern. Zur Erreichung dieser Ziele ist die 
Beibehaltung der Abgeltungsteuer auch in einem veränderten 
Umfeld geboten. Zum einen hat die Abgeltungsteuer die Besteu-
erung von Kapitalerträgen durchgreifend vereinfacht. Durch die 
abgeltende Wirkung des Steuerabzugs müssen die Steuerzahler 
ihre Kapitalerträge grundsätzlich nicht mehr in der Steuererklä-
rung angeben. Dies entlastet sowohl die Bürger als auch die Fi-
nanzverwaltung und leistet damit einen substanziellen Beitrag 
zur Steuervereinfachung. 

Zum anderen bleibt abzuwarten, ob die sich intensivierende in-
ternati onale Kooperati on in Steuerfragen ein geeigneteres Mit-
tel ist, um Steuerhinterziehung zu vermeiden. Dies hängt insbe-
sondere davon ab, ob in der Praxis der geplante automati sche 
Informati onsaustausch wirksam und weltweit lückenlos umge-
setzt werden kann. Selbst wenn dies der Fall sein sollte, hätt e 
die Abgeltungsteuer weiterhin gewichti ge Vorteile. Denn neben 
der Vereinfachung des Steuerrechts sorgt die Abgeltungsteuer 
auch dafür, dass die Infl ati onsanfälligkeit der Zinserträge bei der 
Besteuerung berücksichti gt wird. Somit ist die Abgeltungsteuer 
durch die aktuellen Entwicklungen keineswegs überholt, sondern 
stellt weiterhin eine effi  ziente und zeitgemäße Besteuerung der 
Kapitaleinkommen sicher. Unsere Argumente im Detail fi nden Sie 
im Kapitel 5.1 und 5.3.
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2. Behauptung: „Die Abgeltungsteuer privilegiert die Bezieher 
hoher Einkommen und Akti onäre.“

Ein Wegfall der Abgeltungsteuer kann für Anleger mit einem Ein-
kommensteuergrenzsatz von mehr als 25 Prozent nachteilig sein. 
Bei Einzelveranlagung ist das bereits ab einem zu versteuernden 
Einkommen von rund 16.000 Euro der Fall. Eine Abschaff ung der 
Abgeltungsteuer würde daher auch Bezieher von kleinen und 
mitt leren Einkommen treff en, sofern die Kapitalerträge den Spa-
rer-Pauschbetrag von 801 bzw. 1.602 Euro übersteigen. Wer die 
Abgeltungsteuer abschaff en will, triff t somit nicht nur die Bezie-
her hoher Einkommen, sondern sorgt für Steuererhöhungen auf 
breiter Front. 

Darüber hinaus hätt e eine höhere Belastung von Kapitaleinkom-
men auch negati ve Auswirkungen auf die private Altersvorsorge. 
Ein Belastungsansti eg würde dazu führen, dass die Nett orendite 
der Kapitalanlage noch weiter sinkt und dadurch (zusätzliches) 
Sparen weniger lohnenswert ist. Die Politi k fordert indes die Bür-
ger zu mehr privater Vorsorge auf, um in einer alternden Gesell-
schaft  ein auskömmliches Einkommen im Alter abzusichern. Eine 
Abschaff ung der Abgeltungsteuer würde jedoch die Vorsorgemo-
ti vati on der Bürger vermindern und stünde im Widerspruch zum 
erklärten Ziel, Altersarmut zu vermeiden. 

Schließlich ist die vermeintlich privilegierte Besteuerung von Ak-
ti onären ein hartnäckiger Mythos, der allerdings einer sachlichen 
Grundlage völlig entbehrt. Denn anders als häufi g behauptet, 
werden Dividenden bereits im geltenden Recht sehr hoch be-
lastet. Ausgeschütt ete Unternehmensgewinne unterliegen einer 
Doppelbesteuerung auf Unternehmens- und Anteilseignerebene. 
In Kapitalgesellschaft en wird der Gewinn durch Gewerbe- und 
Körperschaft steuer inkl. Solidaritätszuschlag mit rund 30 Prozent 
vorbelastet. Beim Akti onär unterliegt die Dividende dann noch 
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zusätzlich der Abgeltungsteuer, sodass es zu einer Gesamtbe-
lastung von etwa 48 Prozent kommt. Dividenden werden somit 
steuerlich sogar stärker belastet als Arbeitseinkommen, und auch 
im internati onalen Vergleich liegt das deutsche Belastungsniveau 
im Spitzenfeld. Vergleicht man die Gesamtbelastung von Dividen-
den in allen 28 EU-Staaten, so belegt Deutschland den 24. Platz, 
d. h. nur in 4 EU-Staaten ist die Belastung noch höher. Von einer 
Privilegierung von Akti onären kann somit keine Rede sein. Unsere 
Argumentati on im Detail fi nden Sie in den Kapiteln 5.3 und 5.4.

3. Behauptung: „Die Ungleichheit in Deutschland nimmt zu. 
Eine Abschaff ung der Abgeltungsteuer ist daher vertei-
lungspoliti sch geboten.“ 

In steuerpoliti schen Debatt en wird häufi g behauptet, dass die Un-
gleichheit der Einkommensverteilung in Deutschland sehr hoch 
ist bzw. in den letzten Jahren weiter zugenommen hat. Diese Be-
hauptung wird indes nicht durch die Datenlage gestützt. Zunächst 
ist festzustellen, dass seit dem Jahr 2004 die Einkommensun-
gleichheit in Deutschland nicht gesti egen ist. Darüber hinaus zeigt 
sich, dass im internati onalen Vergleich die Einkommensungleich-
heit in Deutschland nicht besonders ausgeprägt ist. So sind in fast 
zwei Dritt eln der OECD-Staaten die Einkommen nach Steuern und 
Transfers ungleichmäßiger verteilt als hierzulande. Bei der staat-
lichen Umverteilung liegt Deutschland unter den Industriestaaten 
hingegen mit an der Spitze. Nur in 5 von 35 OECD-Staaten wer-
den die Markteinkommen durch die Steuer- und Transfersysteme 
noch stärker korrigiert als in Deutschland. Aus diesem empiri-
schen Befund lässt sich nicht die Forderung nach mehr Umver-
teilung ableiten. Somit besteht auch kein Anlass, die Abgeltung-
steuer aus verteilungs politi schen Gründen abzuschaff en. Weitere 
Einzelheiten fi nden Sie im Kapitel 5.2.
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4. Behauptung: „Arbeit wird höher besteuert als Kapital. Die 
Abgeltungsteuer ist daher ungerecht.“

Die Belastungsunterschiede zwischen Arbeits- und Kapitalein-
künft en werden in verschiedener Hinsicht irreführend dargestellt. 
Zum einen werden Dividenden – wie bereits ausgeführt – durch 
die Vorbelastung auf der Unternehmensebene und der Abgel-
tungsteuer auf Anteilseignerebene mit 48 Prozent belastet. Die 
Gesamtbelastung fällt somit höher als der Spitzensteuersatz der 
Einkommensteuer aus. Zum anderen liegt die Steuerbelastung 
von Arbeitseinkünft en im mitt leren Einkommensbereich unter 
dem Niveau des Abgeltungsteuersatzes. So beträgt beispielswei-
se bei unverheirateten Arbeitnehmern mit einem zu versteuern-
den Jahreseinkommen von 30.000 bzw. 40.000 Euro die einkom-
mensteuerliche Durchschnitt sbelastung 18,1 bzw. 21,9 Prozent. 
Zum anderen wird übersehen, dass mit der Einführung der Ab-
geltungsteuer die Bemessungsgrundlage erheblich ausgeweitet 
wurde. So haben die Abschaff ung des Werbungskostenabzugs, 
die Beschränkung der Verlustverrechnung und die verschärf-
te Besteuerung von Veräußerungsgewinnen zu einer fakti schen 
Brutt obesteuerung geführt. Diese Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage erhöht die Belastung zusätzlich. Hinzu kommt, 
dass ein ermäßigter Abgeltungsteuersatz notwendig ist, um die 
besondere Infl ati onsanfälligkeit der Zinseinkommen pauschal zu 
berücksichti gen. Es ist daher nicht zutreff end, dass Kapitalein-
künft e durch die Abgeltungsteuer privilegiert behandelt werden. 
Darüber hinaus würde eine verschärft e Belastung von Kapitalein-
kommen vermehrt zu Ausweichreakti onen der Steuerpfl ichti gen 
führen und damit einer gleichmäßigen Besteuerung von Kapital-
erträgen zuwiderlaufen. Die Abgeltungsteuer vermeidet solche 
Vollzugsdefi zite und leistet daher auch einen Beitrag zur Steuer-
gerechti gkeit. Nähere Informati onen fi nden Sie im Kapitel 5.2.
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5. Behauptung: „Das Aufk ommen aus der Abgeltungsteuer ist 
rückläufi g.“

Die Einführung der Abgeltungsteuer im Jahr 2009 fällt mit dem 
Beginn einer extremen Niedrigzinsphase zusammen, deren Ende 
derzeit noch nicht absehbar ist. Durch die Absenkung des EZB-
Leitzinssatzes auf null und weitere geldpoliti sche Maßnahmen 
ist die Rendite von zinsgebundenen Kapitalanlagen drasti sch ge-
sunken. Beispielsweise ist die Umlaufsrendite von Anleihen von 
4,3 Prozent (2007) auf 0,3 Prozent (März 2017) gefallen. Es über-
rascht daher nicht, dass das niedrige Zinsniveau auch dämpfend 
auf das Abgeltungsteueraufk ommen aus Zinseinkünft en wirkt. 

Allerdings ist die Diskussion über das Abgeltungsteueraufk om-
men irreführend, weil regelmäßig lediglich die Entwicklung einer 
Teilgröße herangezogen wird. So wird häufi g auf die Abgeltung-
steuer auf Zins- und Veräußerungserträge abgestellt, die mit der-
zeit rund 5,9 Mrd. Euro jedoch nur ein Viertel des Gesamtaufk om-
mens der Abgeltungsteuer ausmacht. Tatsächlich wird jedoch der 
Großteil des Abgeltungsteueraufk ommens durch die Dividenden-
besteuerung erbracht. Betrachtet man die Entwicklung des Ge-
samtaufk ommens (inklusive Dividendenbesteuerung), so sind die 
Einnahmen durch die Abgeltungsteuer erstaunlich stabil geblie-
ben (2009: 24,9 Mrd. Euro; 2016: 25,4 Mrd. Euro). Aus fi skalischer 
Sicht hat sich somit die Abgeltungsteuer – selbst unter äußerst 
widrigen Rahmenbedingungen – als robust und ergiebig erwie-
sen. Weitere Informati onen fi nden Sie im Kapitel 5.6.

Handlungsempfehlungen: Abgeltungsteuer erhalten, aber 
Schwachstellen beseiti gen

Aus den genannten Gründen ist die Abgeltungsteuer nicht über-
holt, sondern stellt vielmehr eine zeitgemäße und effi  ziente Be-
steuerung von privaten Kapitalerträgen sicher. Der Gesetzgeber 
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sollte sich daher nicht von verteilungspoliti schen Sti mmungen 
leiten lassen, sondern aufgrund überzeugender Sachgründe am 
System der Abgeltungsteuer festhalten. Allerdings bestehen im 
geltenden Recht einige Schwachstellen, die durch folgende Re-
formmaßnahmen beseiti gt werden sollten: 

 � Die Werbungskosten bei Kapitaleinkünft en sollten wieder in 
tatsächlicher Höhe geltend gemacht werden können. 

 � Der seit 2009 unveränderte Sparer-Pauschbetrag sollte ent-
sprechend der zwischenzeitlich eingetretenen Geldentwer-
tung auf 1.050 Euro erhöht werden. 

 � Die Benachteiligung von Eigenkapitalfi nanzierungen sollte 
durch eine Reform der Unternehmensbesteuerung beseiti gt 
werden.

 � Schließlich ist zu erwägen, die Veräußerungsgewinne aus lang-
fristi ger Wertpapieranlage wieder von der Einkommensteuer 
zu befreien – beispielsweise durch eine 10-jährige Spekula-
ti onsfrist, die bereits bei besti mmten Grundstücksgeschäft en 
besteht.
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1 Einleitung

Am 16. März 2016 senkte die Europäische Zentralbank (EZB) den 
Leitzinssatz auf null Prozent und verschärft e damit ihre seit 2009 
anhaltende Niedrigzinspoliti k zum wiederholten Mal.1 Diese Ent-
wicklung stellt für die Sparer eine zunehmende Belastung dar, be-
sonders wenn sie in verzinste Kapitalanlagen investi eren. So hat 
sich die durchschnitt liche Umlaufsrendite für Anleihen mit einer 
Laufzeit von mehr als 4 Jahren von bereits niedrigen 3 Prozent 
im Jahr 2009 auf aktuell 0,3 Prozent reduziert.2 Trotz niedriger 
Infl ati onsraten reicht daher häufi g die Rendite nicht einmal zum 
Kaufk raft erhalt aus, sodass bereits „vor Steuern“ ein Verzehr der 
Vermögenssubstanz stattf  indet. 

Hinzu kommt, dass durch das niedrige Zinsniveau auch wichti ge 
Kapitalanlagen substanziell unter Druck geraten. So erscheint für 
viele Bürger der Abschluss einer Lebensversicherung nicht mehr 
att rakti v, da die gesetzlich festgelegten Garanti ezinsen wiederholt 
gesenkt wurden und ab 2017 nur noch 0,9 Prozent betragen wer-
den. Bei der betrieblichen Altersvorsorge besteht das besondere 
Problem, dass im Steuerrecht das drasti sch gesunkene Zinsniveau 
nicht anerkannt wird und somit handelsrechtlich nicht vorhan-
dene Gewinne – also „Scheingewinne“ – der Besteuerung un-
terliegen. Diese Belastungsverschärfung kann dazu führen, dass 
die Unternehmen ihren Mitarbeitern künft ig weniger att rakti ve 
Betriebsrenten anbieten können. Auch die staatlich geförderten 
Vorsorgeprodukte – wie etwa Riester- und Rürup-Rentenverträge 
– sind zuletzt zunehmend in die Kriti k geraten. Neben der sehr 
komplizierten Ausgestaltung werden auch die hohen Verwal-
tungskosten und die geringen Nett orenditen bemängelt. Schließ-
lich reduziert die expansive Geldpoliti k auch die Zinsmargen und 

1 Seit Oktober 2008 hat die EZB den Hauptrefi nanzierungssatz 15 Mal gesenkt.
2 Siehe Tabelle 15.
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die Ertragskraft  der Krediti nsti tute. Als Kompensati on ist bereits 
zu beobachten, dass einige Insti tute die Gebühren für die Konto-
führung und andere Dienstleistungen erhöhen.3 Insgesamt ergibt 
sich bereits vor Steuern ein äußerst widriges Umfeld für Sparer, 
das sich auf absehbare Zeit kaum ändern dürft e.4

Im Gegensatz zu den Sparern ist der Staat ein Gewinner der ex-
pansiven Geldpoliti k. Seit dem Jahr 2009 profi ti eren die öff ent-
lichen Haushalte in Deutschland vom historisch niedrigen Zins-
niveau. Obwohl der Schuldenstand auf über 2 Billionen Euro 
gesti egen ist, müssen Bund, Länder und Gemeinden weniger 
für den Schuldendienst zahlen als in früheren Jahren. Allein die 
Zinsausgaben des Bundes haben sich von 40 Mrd. Euro im Jahr 
2008 auf 17,5 Mrd. Euro im Jahr 2016 mehr als halbiert.5 Da seit 
2010 auch die Steuereinnahmen auf allen staatlichen Ebenen 
stark gesti egen sind, ist die Einnahmesituati on der öff entlichen 
Hand derzeit ausgesprochen positi v. Doch anstatt  die günsti ge 
Fiskallage für Entlastungen zu nutzen, müssen Sparer und Anleger 
Steuer erhöhungen befürchten. So wird parteiübergreifend die 
Abgeltungsteuer in Frage gestellt und teilweise auch eine Reak-
ti vierung der Vermögensteuer gefordert. Darüber hinaus wird auf 
europäischer Ebene über die Einführung einer Finanztransakti on-
steuer verhandelt, deren Kosten die Banken und Versicherungen 
absehbar an ihre Kunden weiterreichen dürft en. Würden diese 
Vorschläge umgesetzt, wären die Sparer einem erdrückenden 
Zangengriff  aus Niedrigzinsen und Steuererhöhungen ausgesetzt.

Es ist leider festzustellen, dass die Forderungen nach Abschaff ung 
der Abgeltungsteuer mehr von verteilungspoliti schen Sti mmun-

3 Vgl. Pfi ngsten (2016), S. 4.
4 Vgl. beispielsweise die Ankündigung von EZB-Präsident Draghi vom 4. Juli 2013 („Der 

EZB-Rat erwartet, dass die Notenbankzinsen im Euro-Raum für einen ausgedehnten 
Zeitraum auf dem aktuellen oder einem niedrigeren Niveau bleiben werden“) und 
vergleichbare Äußerungen in jüngerer Vergangenheit.

5 Vgl. BMF (2017), S. 79. 
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gen als von Sachargumenten geprägt sind. Bei näherer Betrach-
tung zeigt sich nämlich, dass die Einkommensungleichheit in 
Deutschland weder in den letzten Jahren gesti egen ist noch im 
internati onalen Vergleich sonderlich hoch ausfällt. Die unter Ge-
rechti gkeitsaspekten ohnehin verfehlte Kriti k an der Abgeltung-
steuer läuft  somit auch hinsichtlich der verteilungspoliti schen 
Argumentati on ins Leere. Zudem wird in der Debatt e häufi g 
übersehen, dass eine Abschaff ung der Abgeltungsteuer und wei-
tere Belastungsverschärfungen für die Sparer erhebliche volks-
wirtschaft liche Schäden und Verwerfungen anrichten würden. 
Besonders betroff en wäre die Alterssicherung, die zunehmend 
in den Fokus der Politi k rückt. In einer schrumpfenden und älter 
werdenden Gesellschaft  ist zusätzliche private Vorsorge nöti g, um 
ein auskömmliches Einkommen im Alter zu sichern. Verschärfend 
kommt hinzu, dass die Bürger bei niedrigen Zinsen mehr sparen 
müssen, um bei Renteneintritt  ein besti mmtes Versorgungsni-
veau zu erreichen. Es wäre daher riskant und politi sch fahrläs-
sig, durch Steuererhöhungen die Sparanreize zu schwächen. Bei 
nüchterner Betrachtung ist angesichts der anhaltenden Niedrig-
zinsphase und zuletzt deutlich höheren Infl ati onsraten genau das 
Gegenteil geboten.

Mit der näher rückenden Bundestagswahl im Jahr 2017 werden 
sich auch die steuerpoliti schen Debatt en weiter zuspitzen. Bei der 
Entscheidung, wie es mit der Abgeltungsteuer weitergeht, sollten 
jedoch nicht wahltakti sches Kalkül und parteipoliti sches Streben 
nach Sti mmenmaximierung ausschlaggebend sein, sondern ra-
ti onale Analyse und überzeugende Argumente. Die vorliegende 
Untersuchung soll dazu beitragen, die Debatt e um die Abgeltung-
steuer zu versachlichen und steuerpoliti sche Aufk lärungsarbeit 
zu leisten.
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2 Skizze des geltenden Rechts

Die Abgeltungsteuer6 ist am 01.01.2009 in Kraft  getreten und hat 
die Besteuerung der privaten Kapitalerträge grundlegend neu 
geordnet.7 Bis Ende 2008 war die pauschale Kapitalertragsteuer 
auf Zinsen und Dividenden nur eine „Vorabsteuer“. Die endgülti ge 
Steuerschuld hing vom individuellen Steuersatz auf das gesamte 
zu versteuernde Einkommen ab. Mit Einführung der Abgeltung-
steuer ist ein Systemwechsel vollzogen worden. Kapitalerträge, 
die im Privatvermögen anfallen, werden nunmehr mit einem 
Steuersatz von 25 Prozent belastet; zuzüglich Solidaritätszuschlag 
beträgt der eff ekti ve Steuersatz rund 26,4 Prozent.8 Die Erhebung 
der Steuer erfolgt direkt beim Krediti nsti tut, das bei Auszahlung 
der Kapitalerträge den fälligen Steuerbetrag einbehält und an 
das zuständige Finanzamt überweist. Mit diesem Steuerabzug 
an der Quelle ist in der Regel die Besteuerung abgeschlossen. Es 
tritt  insofern eine abgeltende Wirkung ein. Der Steuerpfl ichti ge 
muss seine Kapitaleinkünft e somit nicht noch einmal in der Steu-
ererklärung angeben. Ist der persönliche Grenzsteuersatz – unter 
Berücksichti gung der Kapitalerträge – allerdings niedriger als der 
Abgeltungsteuersatz, kann die Veranlagung zur Einkommensteu-
er beantragt werden.9 In diesem Fall werden die Kapitalerträge 
nicht der Abgeltungsteuer, sondern der tarifl ichen Einkommen-
steuer unterworfen.

6 Die Abgeltungsteuer ist keine eigenständige Steuerart, sondern wie die Lohnsteuer 
nur eine Erhebungsform  der Einkommensteuer. Im Einkommensteuergesetz wird sie 
als Kapitalertragsteuer bezeichnet.

7 Deutschland reagierte damit vergleichsweise spät auf einen internati onalen Besteue-
rungstrend. Die skandinavischen Staaten haben bereits Anfang der 1990er Jahre eine 
ermäßigte Besteuerung von Kapitalerträgen eingeführt. Dieser Entwicklung sind in 
den nächsten Jahren viele europäische Staaten gefolgt, darunter Österreich, Italien, 
Tschechien und Portugal. 

8 Wenn zudem Kirchensteuer fällig wird, erhöht sich die Belastung auf maximal 28,6 
Prozent.

9 Gemäß 32d Abs. 6 EStG nimmt das Finanzamt eine entsprechende Günsti gerprüfung 
vor. 
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Steuersystemati sch stellt die Abgeltungsteuer eine Abweichung 
vom Prinzip der syntheti schen Einkommensteuer dar. Nach die-
sem Grundsatz sind alle Einkunft sarten10 einheitlich zu besteuern. 
Durch die Abgeltungsteuer wird eine Schedule für Kapitaleinkünf-
te gebildet, für die neben dem gesonderten Steuersatz weitere 
spezielle Regelungen gelten. Das betriff t zunächst die Behandlung 
von Werbungskosten. Durch den Sparer-Pauschbetrag, in dem 
der vormalige Sparer-Freibetrag von 750 Euro und der vormali-
ge Werbungskosten-Pauschbetrag von 51 Euro aufgegangen sind, 
werden 801 Euro pro Jahr pauschal als Werbungskosten berück-
sichti gt und steuerfrei gestellt.11 Aufwendungen, die über den 
Sparer-Pauschbetrag hinausgehen, werden nicht mehr berück-
sichti gt. Der Abzug der tatsächlichen Werbungskosten, der bisher 
durch Veranlagung im Rahmen der Einkommensteuer möglich 
war, ist somit abgeschaff t worden.

Auch die Besteuerung von Veräußerungsgewinnen hat sich fun-
damental geändert. Bisher waren Kursgewinne aus Akti en und 
anderen Wertpapieren nur steuerpfl ichti g, wenn sie in den ers-
ten zwölf Monaten nach Kauf realisiert wurden.12 Kursgewinne, 
die nach einem Jahr Haltedauer anfi elen, blieben steuerfrei. Die-
se einjährige Spekulati onsfrist ist mit der Einführung der Abgel-
tungsteuer entf allen. Das hat zur Folge, dass die Besteuerung von 
Veräußerungsgewinnen nicht mehr die Ausnahme, sondern den 
Regelfall darstellt. Die Abgeltungsteuer hat somit nicht nur einen 
ermäßigten einheitlichen Steuersatz für private Kapitalerträge 

10 § 2 EStG listet insgesamt sieben Einkunft sarten auf: 1. Einkünft e aus Land- und Forst-
wirtschaft , 2. Einkünft e aus Gewerbebetrieb, 3. Einkünft e aus selbstständiger Arbeit, 
4. Einkünft e aus nichtselbstständiger Arbeit, 5. Einkünft e aus Kapitalvermögen, 6. Ein-
künft e aus Vermietung und Verpachtung, 7. sonsti ge Einkünft e. Bei Nummer 1 bis 3 
handelt es sich um Gewinneinkünft e, die durch Betriebsvermögensvergleich ermitt elt 
werden. Die Nummern 4 bis 7 werden als Überschusseinkünft e bezeichnet, die sich 
aus dem Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten ergeben. 

11 Bei Zusammenveranlagung beträgt der Sparer-Pauschbetrag 1.602 Euro.
12 Diese Regelung galt bei einer Beteiligungsquote von unter einem Prozent. Bei höhe-

ren Beteiligungsquoten kam das Halbeinkünft everfahren zur Anwendung.
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eingeführt, sondern auch die Bemessungsgrundlage erheblich 
verbreitert, weil die tatsächlichen Werbungskosten nicht mehr 
abzugsfähig sind und die Veräußerungsgewinne nunmehr unab-
hängig von der Haltedauer besteuert werden.13

Tabelle 1:  Besteuerung von privaten Kapitalerträgen vor und nach Einführung 
der Abgeltungst euer

Kapitalbesteuerung vor 2009 Abgeltungsteuer (seit 2009)

Besteuerungsverfahren

Quellenabzug (Kapitalertragsteuer) als 
Vorsteuer; Kapitalerträge werden veran-
lagt, d. h. sie sind in der Steuererklärung 
anzugeben

Quellenabzug hat grundsätzlich abgel-
tende Wirkung (Defi niti vbesteuerung); 
Veranlagungsopti on besteht, wenn der 
persönliche (Grenz-)Steuersatz unter 
25 Prozent liegt

Steuersatz

Besteuerung mit dem persönlichen Steu-
ersatz (es gilt der progressive Einkom-
mensteuertarif)

Konstanter Steuersatz von 25 Prozent 
(zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. Kir-
chensteuer)

Berücksichti gung von Werbungskosten

Abzug der tatsächlichen Werbungskosten nur im Rahmen des Sparer-Pauschbetrags 
(Brutt obesteuerung)

Verlustrechnung

Negati ve Einkünft e aus Kapitalvermögen 
gem. § 20 EStG werden bei anderen 
Einkunft sarten berücksichti gt

Verluste aus Akti engeschäft en werden 
nur im Rahmen der privaten Veräuße-
rungsgeschäft e gem. § 23 EStG berück-
sichti gt

Beschränkung der Verlustverrechnung 
auf die Kapitaleinkünft e- bzw. Akti en-
schedule

13 Auch durch die Einschränkung der Verlustverrechnung ist die Bemessungsgrundlage 
erweitert worden. Negati ve Einkünft e aus Kapitalvermögen können nicht mehr mit 
positi ven Einnahmen aus anderen Einkunft sarten, sondern nur innerhalb der Kapital-
Schedule verrechnet werden. Verschärfend kommt hinzu, dass Verluste aus Akti en-
geschäft en nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Akti en ausgeglichen werden 
können. Vgl. Hey (2015b), Rz. 500.
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Veräußerungsgewinne

Nach einjähriger Spekulati onsfrist bleiben 
realisierte Kursgewinne grundsätzlich 
steuerfrei

Innerhalb der Spekulati onsfrist: Freigren-
ze von 512 Euro

Realisierte Kursgewinne werden unab-
hängig von der Haltedauer besteuert 
(Wegfall der Spekulati onsfrist)

Wegfall der Freigrenze von 512 Euro

Dividendenbesteuerung

Nur die Hälft e der Dividenden werden auf 
Anteilseignerebene besteuert (Halbein-
künft everfahren)

Abschaff ung des Halbeinkünft everfahrens 
und somit volle Besteuerung der Divi-
denden

Quelle: eigene Darstellung.

Das Aufk ommen aus der Abgeltungsteuer teilt sich kassentech-
nisch auf zwei Steuerarten auf. Das ist zum einen die „Abgeltung-
steuer auf Zins- und Veräußerungserträge“ und zum anderen die 
„nicht veranlagten Steuern vom Ertrag“, die zum überwiegenden 
Teil die Einnahmen aus der Besteuerung von Dividenden enthal-
ten. Im Jahr 2016 betrug das Gesamtaufk ommen aus der Abgel-
tungsteuer rund 25,4 Mrd. Euro, was einem Anteil am Gesamt-
steueraufk ommen von etwa 3,6 Prozent entspricht (siehe Tabel-
le 2). Das Abgeltungsteueraufk ommen steht zu unterschiedlichen 
Anteilen Bund, Ländern und Kommunen zu.14

14 Das Aufk ommen der Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge steht dem 
Bund und den Ländern jeweils zu 44 Prozent zu, die restlichen 12 Prozent den Kom-
munen (siehe § 1 Satz 1 Gemeindefi nanzreformgesetz). Das Aufk ommen aus der Be-
steuerung von ausgeschütt eten Gewinnen bzw. Dividenden fl ießt jeweils zur Hälft e 
Bund und Ländern zu.
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Tabelle 2: Entwicklung des Abgeltungsteueraufk ommens seit 2009

Jahr

Einnahmen in Mio. Euro

Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräuße-
rungserträge

nicht veranlagte 
Steuern vom Ertrag*

Abgeltungsteuer 
insgesamt

2009 12.442 12.474 24.916

2010 8.709 12.982 21.692

2011 8.020 18.136 26.155

2012 8.234 20.060 28.294

2013 8.664 17.259 25.923

2014 7.812 17.423 25.236

2015 8.259 17.945 26.204

2016 5.940 19.452 25.392

Quelle:  Bundesfi nanzministerium (Antwort auf die schrift liche Anfrage des DSi vom 
11.05.2016); *laut BMF beträgt der auf die Dividendenbesteuerung entf allende 
Aufk ommensanteil ca. 98 bis 99 Prozent.

Exkurs: Aktuelle Forderungen der Parteien zur Abgeltungsteuer 

Partei Positi on zur 
Abgeltung-
steuer 

Begründung / Forderungen im Detail 

CDU/CSU Abschaff ung, 
z. T. aber 
Vorbehalte 
dagegen

Bundesfi nanzminister  Schäuble (CDU) hat die Abgeltung-
steuer mehrfach zur Dispositi on gestellt. Die Vorausset-
zung für eine Abschaff ung sei jedoch, dass der internati o-
nale Informati onsaustausch über Kontodaten vollständig 
funkti oniert.15

Der bayerische Finanzminister Söder (CSU) hat gefordert, 
im Zuge einer breit angelegten Steuerreform zu einer ein-
heitlichen Belastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen 
zurückzukehren.16

Bei einigen Wirtschaft s- und Finanzpoliti kern der Union 
bestehen jedoch Vorbehalte gegenüber einer Abschaff ung 
der Abgeltungsteuer. Beispielsweise wird vor einer weite-
ren Verkomplizierung des Steuerrechts gewarnt.17

15 Siehe z. B. Bundestagsdebatt e  vom 27.11.2015 (Plenarprotokoll 18/141, S. 13856).
16 Vgl. Gammelin (2016).
17 Vgl. Schäfers (2016).
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SPD Abschaff ung Die SPD plädiert grundsätzlich für eine „gerechte Kapi-
talbesteuerung“. Die Abgeltungsteuer soll abgeschaff t 
werden, um die vermeintliche Privilegierung von Kapital-
einkommen gegenüber Arbeitseinkommen zu beenden.18

Zum Zeitpunkt der Abschaff ung hat sich die SPD unter-
schiedlich geäußert. Laut SPD-Bundestagsfrakti on ist 
die Abgeltungsteuer abzuschaff en, wenn der ab 2017 
geplante automati sche Informati onsaustausch wirksam 
umgesetzt worden ist.19 Zum Teil wird allerdings auch 
eine zügige Abschaff ung noch in dieser Legislaturperio-
de gefordert.20 Die SPD-geführten Länder im Bundesrat 
haben sich aufgrund der verbesserten internati onalen 
Kooperati on für eine Evaluierung der Abgeltungsteuer 
ausgesprochen.21

BÜNDNIS 
90/DIE 
GRÜNEN

Abschaff ung Die Abgeltungsteuer soll noch in dieser Legislaturperiode 
abgeschaff t werden. Im Einzelnen sind folgende Regelun-
gen vorgesehen: 

 � Sämtliche Kapitaleinkünft e sind wieder im Rahmen 
der jährlichen Steuererklärung beim Finanzamt anzu-
geben.

 � Eine Spekulati onsfrist für Veräußerungsgewinne wird 
nicht gewährt.

 � Das Teileinkünft everfahren gilt für sämtliche Divi-
denden und Veräußerungsgewinne von Anteilen an 
Körperschaft en.

 � Werbungskosten sollen wieder voll abzugs fähig sein. 
Der Sparer-Pauschbetrag ist in einen Sparer-Freibetrag 
umzuwandeln.22

LINKE Abschaff ung Die Einkünft e aus Kapitalvermögen sollen nicht mehr 
pauschal, sondern mit dem persönlichen Einkommensteu-
ersatz belastet werden.23 

FDP Beibehal-
tung

Die FDP hält eine Abschaff ung der Abgeltungsteuer für 
ökonomisch kontraprodukti v, weil dies u. a. negati ve Aus-
wirkungen auf die Kapitalbildung hätt e.24

AfD off en Der Entwurf des Wahlprogramms zur Bundestagswahl 
2017 enthält keine Positi onierung zur Abgeltungsteuer.

Quelle: Eigene Recherche.

18 Vgl. SPD (2016), S. 16. 
19 Siehe Bundestagsdebatt e vom 12.11.2015 (Plenarprotokoll 18/136, S. 13310D).
20 Vgl. Schäfers (2015).
21 Vgl. Bundesrat (2015), S. 3.
22 Vgl. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2015) und (2017), S. 87.
23 Vgl. DIE LINKE (2017), S. 28
24 Vgl. FDP (2016).
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3 Die Besteuerung von Kapitalerträgen aus 
theoreti scher Sicht

3.1 Konzept der Konsumsteuer verlangt Steuerbefreiung

Befürworter einer Konsumsteuer bzw. einer konsumorienti erten 
Einkommensteuer plädieren dafür, nur jene Einkommensteile 
zu besteuern, die sofort konsumiert werden.25 Hingegen sollte 
gespartes Einkommen steuerfrei bleiben. Durch die Steuerfrei-
heit für Kapitalerträge soll die Effi  zienz und insbesondere die 
Neutralität des Steuersystems verbessert werden. In der Finanz-
wissenschaft  gilt die Besteuerung dann als neutral, wenn wirt-
schaft liche Entscheidungen nicht von steuerlichen Erwägungen 
beeinträchti gt werden. Eine Einkommensteuer, die Kapitalerträ-
ge belastet, kann jedoch diesem Anspruch nicht genügen, da sie 
die Entscheidung zwischen soforti gem Konsum und Sparen (zur 
Finanzierung von Zukunft skonsum) verzerrt. Diese Benachteili-
gung des Sparens ist einem doppelten Steuerzugriff  geschuldet: 
Da die Ersparnis aus versteuertem Einkommen gebildet wird und 
auch die erzielten Zinserträge besteuert werden, kommt es zu ei-
ner Doppelbesteuerung und einer Reduzierung der Nett orendite 
nach Steuern. Unmitt elbar konsumiertes Einkommen wird hinge-
gen nur einmal mit Einkommensteuer belastet. Daraus folgt, dass 
das Sparen gegenüber dem Konsum diskriminiert wird. Aufgrund 
des Zinseszinseff ektes verschärft  sich mit zunehmender Dauer 
der Kapitalanlage die Benachteiligung des Sparens durch die Ein-
kommensteuer. Das kann durch folgendes Beispiel verdeutlicht 
werden: 

25 Vgl. Neumann (2003), S. 31 ff , Rose (1996), S. 72 ff . und Blankart (2008), S. 291 ff . Ein 
frühes Plädoyer für eine konsumorienti erte Besteuerung fi ndet sich bei John Stuart 
Mill: „Die richti ge Methode, eine Einkommensteuer festzusetzen, bestünde darin, nur 
den Teil des Einkommens, der als Ausgabe vorgesehen ist, zu besteuern und den, der 
gespart wird, von der Steuer zu befreien.“ (zit. Nach Richter 1998, S. 6).
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Ein Sparer legt 10.000 Euro aus seinem unversteuerten (Brutt o-)
Lohneinkommen zu einem festen Zinssatz von 3 Prozent p. a. an. 
Ohne Steuern beträgt das Sparguthaben zu Beginn 10.000 Euro 
und erreicht nach 40 Jahren die Höhe von 32.620 Euro. Bei einer 
Lohnsteuer von 30 Prozent reduziert sich der anfängliche Anla-
gebetrag auf 7.000 Euro. Unterliegen die Zinsen ebenfalls einem 
Steuersatz von 30 Prozent, beträgt das Sparguthaben nach 40 
Jahren 16.074 Euro. Bezogen auf das erzielbare Sparguthaben 
ohne Steuern, entspricht dies einer kumulierten Steuerlast von 
rund 51 Prozent. Werden die 10.000 Euro hingegen sofort kon-
sumiert, wird lediglich Lohnsteuer abgezogen und die Steuerlast 
beträgt 30 Prozent. Die Benachteiligung des Sparens kann vermie-
den werden, wenn die Zinsen steuerfrei gestellt werden. Das Spar-
guthaben beträgt dann nach 40 Jahren 22.834 Euro, was einer 
eff ekti ven Steuerlast von 30 Prozent entspricht.26

Der Gesetzgeber kann eine Konsumsteuer in zwei Ausprägungen 
umsetzen.27 Als sparbereinigte Einkommensteuer erfasst sie das 
gesamte Einkommen wie bisher, gliedert aber die Ersparnisse aus 
und lässt diese vorerst steuerfrei. Nur die Restgröße, der Konsum, 
wird mit Einkommensteuer belastet. Die ersparten Einkommens-
teile sollen auf einem besonderen Bankkonto gesammelt wer-
den und unterliegen der Einkommensteuer erst dann, wenn sie 
entnommen und dem Konsum zugeführt werden. Wird die Kon-
sumsteuer hingegen als zinsbereinigte Einkommensteuer verwirk-
licht, werden die Zinserträge aus der Bemessungsgrundlage der 
Einkommensteuer entf ernt und bleiben somit steuerfrei. Beide 
Varianten der konsumorienti erten Einkommensteuer haben – bei 
identi schen Steuersätzen – die gleiche Wirkung und beseiti gen 
dadurch die steuerliche Diskriminierung des Sparens (siehe Ta-
belle 3).

26  Vgl. Hey (2015a), S. 86. 
27  Vgl. KBI (1999), S. 38 f.
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Tabelle 3: Wirkung  von Konsum- und Einkommensteuer im Vergleich

Jahr 1 Jahr 2

Einkom-
men für
Spar-
zwecke

Steuer 
30 %

Erspar-
nis

Zinsen 
3 %

Spar-
gut-
haben

Steuer
30 %

für 
Konsum
verfüg-
bar

1. Sparbereinigte
Einkommen-
steuer

10.000 € – 10.000 € 300 € 10.300 € 3.090 € 7.210 €

2. Zinsbereinigte
Einkommen-
steuer 

10.000 € 3.000 €   7.000 € 210 €   7.210 € – 7.210 €

3. Einkommen-
steuer

10.000 € 3.000 €   7.000 € 210 €   7.210 €       63 € 7.147 €

Quelle: Greß/Rose/Wieswesser (1998), S. 20 und eigene Berechnungen.

3.2 Leistungsfähigkeitsprinzip erfordert infl ati onsbereinigte 
Besteuerung

Der Besteuerungsgrundsatz der Steuergerechti gkeit wird durch 
das Leistungsfähigkeitsprinzip konkreti siert.28 Demnach sollte 
eine gerechte Besteuerung auf die wirtschaft liche Leistungsfähig-
keit des Steuerzahlers abstellen, die sich im Einkommen wider-
spiegelt. Um die Leistungsfähigkeit sachgerecht zu besti mmen, 
sollten sämtliche Einkommensteile, über die der Steuerzahler frei 
verfügen kann, erfasst werden. Alle Einkommensarten sind dabei 
gleich zu behandeln. Im Rahmen einer syntheti schen oder allge-
meinen Einkommensteuer ist daher kein Platz für eine Steuerbe-
freiung der Kapitalerträge.29

Das Leistungsfähigkeitsprinzip stellt jedoch nicht auf nominale, 
sondern auf reale Werte ab.30 Um übermäßige Belastungen zu 
vermeiden, muss daher bei der Besteuerung die Geldentwertung 

28  Vgl. DSi (2013), S. 108 f.
29  Vgl. Tipke (2007), S. 209.
30  Vgl. Tipke (2000), S. 512.
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berücksichti gt werden (siehe Kasten 1). Nach dem Leistungsfähig-
keitsprinzip darf nur der Teil des Einkommens besteuert werden, 
über den der Einzelne frei verfügen kann. Der Einkommensteil, 
mit dem zwangsläufi ge Aufwendungen zur Einkommenserzie-
lung bestritt en werden, ist steuerfrei zu stellen. Um die Kaufk raft  
auch bei Geldentwertung zumindest stabil zu halten, müssen die 
(Zins-)Sparer die Substanz des Anlagevermögens erhalten. Ana-
log zu den Werbungskosten sind daher auch die Aufwendungen 
für den Ausgleich eines etwaigen Substanzverlusts beim Kapital-
vermögen zwangsläufi g, weil sie der Bestandserhaltung dienen. 
Denn wird der Kapitalstock Jahr für Jahr durch Infl ati on entwertet 
und auf lange Sicht aufgezehrt, können keine Einnahmen in Form 
von realen Zinserträgen erzielt werden. Eine gerechte Besteue-
rung darf daher die Nominalzinsen nicht so stark belasten, dass 
„nach Steuern“ und „nach Infl ati on“ der Kapitalstock kleiner als 
vorher ist. Nominale Zinserträge, die gerade einmal die Infl ati -
onsrate ausgleichen, sind lediglich Scheineinkommen, die keine 
wirtschaft liche Leistungsfähigkeit darstellen.31 Das Leistungsfä-
higkeitsprinzip verlangt daher, dass der Staat bei der Kapitalbe-
steuerung den infl ati onsbedingten Substanzverlust berücksichti gt 
und steuerfrei stellt.32

31 Vgl. ebd., S. 497: „Bloß nominelle oder Scheindaten verkörpern keine Leistungsfähig-
keit. Daher darf Scheineinkommen nicht erfasst werden. Das nominelle Einkommen 
muss um die Infl ati onsrate gekürzt werden.“

32 Vgl. Tipke (2000), S. 514: „Nur in Höhe der (positi ven) Realzinsen […] liegt eine Zunah-
me der steuerlichen Leistungsfähigkeit vor.“ 
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Kasten: Auswirkungen der Geldentwertung auf die 
Besteuerung von Kapitalerträgen

Die Gefahr einer übermäßigen Besteuerung von Kapitalerträ-
gen ist bereits bei niedrigen Infl ati onsraten vorhanden. Beträgt 
beispielsweise der nominale Zinssatz 1 Prozent und fi ndet eine 
Geldentwertung von jährlich 0,7 Prozent statt , schrumpft  die 
Realverzinsung auf 0,3 Prozent. Das heißt: 0,7 Prozentpunkte 
der nominalen Rendite werden benöti gt, um den infl ati onsbe-
dingten Substanzverlust auszugleichen, sodass nur 0,3 Prozent-
punkte der Rendite als frei verfügbares Einkommen verbleiben. 
Aus dieser Realverzinsung muss aber noch die Kapitalertrag-
steuer fi nanziert werden, die sich nach dem nominalen Zinser-
trag von 1,0 Prozent bemisst. Bei einem angenommenen, nicht 
dem geltenden Recht entsprechenden Kapitalertragsteuersatz 
von 40 Prozent fällt ein Zinsertrag von 0,4 Prozent an den Staat. 
0,4 Prozent Steuerzahlung bei 0,3 Prozent Realrendite bedeu-
tet in diesem Fall eine steuerliche Belastung der Realrendite 
von 133 Prozent (siehe Tabelle 4). Somit verringert sich durch 
den staatlichen Steuerzugriff  der Wert des Kapitalvermögens 
und es kommt zu einer Substanzbesteuerung.

Tabelle 4: Steuerbelastung der Realzinsen bei geringer Geldentwertung

Nominalverzinsung 1,0 %

./. Infl ati onsrate 0,7 %

= Realverzinsung 0,3 %

 

Steuerliche Bemessungsgrundlage 1,0 %

Steuerbetrag (1,0 % x Steuersatz von 40 %) 0,4 %

Belastung der Realzinsen 133 %

Quelle:  eigene, vereinfachte Darstellung (Annahme: Kapitaleinkünft e unterliegen persönlichem Steuer-
satz).
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In Tabelle 5 wird veranschaulicht, dass der Staat durch eine solche 
Besteuerung tatsächlich in die Substanz eingreift  und dadurch 
den Wert des Sparvermögens verringert.

Tabelle 5: Verringerung des Sparvermögens durch Besteuerung und Infl ati on

Sparvermögen Jahresbeginn Jahresende

Nominal 10.000 € 10.100 € 

Nominal „nach Steuern“ – 10.060 €

Real „nach Steuern“ –   9.990 €

Quelle:  eigene, vereinfachte Darstellung (Annahme: Kapitaleinkünft e unterliegen persönlichem Steuer-
satz).

Bei höheren Infl ati onsraten kann die steuerliche Belastung der 
Realzinsen sogar noch weiter ansteigen (siehe Tabelle 6). 

Tabelle 6: Steuerbelastung der Realzinsen bei höherer Geldentwertung

Nominalverzinsung 4,0 %

  ./. Infl ati onsrate 3,0 %

 = Realverzinsung 1,0 %

Steuerliche Bemessungsgrundlage 4,0 %

Steuerbetrag (4,0 % x Steuersatz von 40 %) 1,6 %

Belastung der Realzinsen 160 %

Quelle:  eigene, vereinfachte Darstellung (Annahme: Kapitaleinkünft e unterliegen persönlichem Steuer-
satz).

3.3 Zwischenfazit: Theoreti scher Befund spricht für ermäßigte 
Besteuerung von Kapitalerträgen

Die ermäßigte Besteuerung von Kapitalerträgen durch eine Ab-
geltungsteuer lässt sich sowohl mit dem Konzept einer konsum-
orienti erten Einkommensteuer als auch mit dem Leistungsfähig-
keitsprinzip rechtf erti gen. Die von Befürwortern einer Konsum-
steuer geforderte Steuerfreiheit von Kapitalerträgen erscheint 
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zwar auf absehbare Zeit nicht umsetzbar zu sein. Gleichwohl kann 
eine Abgeltungsteuer mit ermäßigtem Steuersatz als ein wichti -
ger Schritt  bewertet werden, um die steuerliche Benachteiligung 
des Sparens zu reduzieren. Dies verbessert die Neutralität des 
Steuersystems und kann zu Wohlfahrtsgewinnen führen.33

Dem Leistungsfähigkeitsprinzip zufolge ist eine Belastungsbegren-
zung erforderlich, um die infl ati onsbedingte Überbesteuerung 
von Zinsen zu vermeiden. Dies könnte erreicht werden, indem 
nicht mehr die Nominalzinsen, sondern nur noch das reale Zins-
einkommen besteuert wird.34 Eine exakte Ermitt lung der Realzin-
sen ist im steuerlichen Massenverfahren jedoch anspruchsvoll 
und nur mit hohem Verwaltungsaufwand umsetzbar. Dies spricht 
für ein anderes Verfahren, das mit deutlich geringerem Aufwand 
vergleichbare Ergebnisse erzielt. 

Die Abgeltungsteuer stellt grundsätzlich ein solches Verfahren 
dar. Sie ist in der Lage, die Geldentwertung – zumindest nähe-
rungsweise – bei der Zinsbesteuerung zu berücksichti gen.35 Dem 
liegt der empirische Befund zu Grunde, dass die Realverzinsung 
auf lange Sicht und bei typisierender Betrachtung ungefähr der 
Hälft e der Nominalzinsen entspricht.36 Somit könnte eine sach-
gerechte Besteuerung der Realzinsen in etwa erreicht werden, 
wenn entweder die nominalen Zinseinkünft e maximal zur Hälf-
te besteuert werden oder der persönliche Einkommensteuersatz 
zumindest halbiert wird. Bei der Abgeltungsteuer erfolgt die an-
nähernde Halbierung des individuellen Steuersatzes – aus Verein-
fachungsgründen – in pauschalierter Form durch die Einführung 
eines niedrigen Proporti onaltarifs. Die Abgeltungsteuer ist somit 
geeignet, die Geldentwertung – zumindest näherungsweise – bei 

33  Vgl. Bundesbank (2007), S. 2 und Neumann (2003).
34  Vgl. KBI (1978), S. 76.
35 Vgl. KBI (1999), S. 45 ff . Auch für den Zeitraum 2000 bis 2016 lässt sich dieser Zusam-

menhang nachweisen (siehe Tabelle im Anhang). 
36 Vgl. ebd., insb. Fußnote 169.
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der Kapitaleinkommensbesteuerung zu berücksichti gen.37 Aus fi -
nanzwissenschaft licher Sicht sprechen somit gewichti ge Gründe 
für die Einführung bzw. Beibehaltung einer Abgeltungsteuer mit 
ermäßigtem Steuersatz, wobei dieser – ausgehend vom Spitzen-
steuersatz in Höhe von 42 Prozent – sogar bei 20 Prozent liegen 
müsste.

37 Vergleichbarer Ansicht sind u. a. Fuest/Spengel (2016), S. 85, SVR (2012), S. 221, Tipke 
(2007), S. 209 und Donges et al (2000), S. 41 f.
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4 Exkurs: Die volkswirtschaft liche Bedeutung 
des Sparens und die besondere Sparkultur in 
Deutschland 

Die Ersparnis ist im volkswirtschaft lichen Wertschöpfungsprozess 
von großer Bedeutung. Sparen bedeutet Konsumverzicht in der 
Gegenwart und erhöht damit das Wachstumspotenti al in der Zu-
kunft . So stellen die Sparer Finanzmitt el für Investi ti onen bereit, 
die den Kapitalstock und damit die Produkti vität einer Volkswirt-
schaft  erhöhen. Dies versetzt die Unternehmen in die Lage, die 
Menge der produzierten Güter und Dienstleistungen auszuwei-
ten sowie den investi ti onsbedingt produkti veren Arbeitnehmern 
höhere Löhne zu zahlen. Das ermöglicht mehr Konsum und mehr 
Sparen, sodass erneute Investi ti onsimpulse gesetzt werden kön-
nen. Sparen ist damit eine Grundvoraussetzung für langfristi ges 
wirtschaft liches Wachstum.38 

In Deutschland hat das Sparen einen besonders hohen Stellen-
wert. Zum einen ist im internati onalen Vergleich die deutsche 
Sparquote – defi niert als die Ersparnis der privaten Haushalte im 
Verhältnis zu ihrem verfügbaren Einkommen – überdurchschnitt -
lich hoch. Im Jahr 2014 lag die Sparquote der privaten Haushalte 
in Deutschland bei 9,5 Prozent, während die durchschnitt liche 
Sparquote der Privathaushalte in der Europäischen Union nur 3,9 
Prozent betrug.39 Zum anderen liegt die Sparquote in Deutsch-
land seit dem Jahr 2005 relati v stabil bei etwa 10 Prozent (siehe 
Abbildung 1), während in der Europäischen Union ein deutlicher 
Rückgang der Sparneigung zu verzeichnen ist.40 Damit hat sich die 
private Sparquote in Deutschland auch in der extremen Niedrig-

38 Vgl. beispielsweise Sinn/Potrafk e (2012), S. 7. 
39 Vgl. OECD (2016). 
40 Die durchschnitt liche Sparquote ist von 5,5 Prozent (2005) auf 3,9 Prozent (2014) ge-

sunken, was einem Rückgang um rund 30 Prozent entspricht. 
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zinsphase als robust erwiesen. Daraus kann abgeleitet werden, 
dass die Deutschen das Sparen und die damit verbundenen Ef-
fekte – wie fi nanzielle Sicherheit, Vorsorge für das Alter oder die 
Weitergabe von Ersparnissen an die kommende Generati on – be-
sonders wertschätzen. Neben der hohen volkswirtschaft  lichen 
Relevanz des Sparens sollte daher bei der Diskussion um die Ab-
geltungsteuer auch die besondere Sparkultur in Deutschland be-
rücksichti gt werden. 

Abbildung 1:  Entwicklung der Sparquote der privaten Haushalte in Deutsch-
land seit 2005 (in Prozent)
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5 Kein Auslaufmodell: Gute Gründe für die 
Beibehaltung der Abgeltungsteuer 

5.1 Weiterhin zeitgemäß: Rechtf erti gung der Abgeltungsteuer 
hat immer noch Bestand

Die Einführung der Abgeltungsteuer hat der Gesetzgeber vor al-
lem mit zwei Argumenten begründet. Erstens soll der ermäßig-
te Steuersatz das Interesse privater Anleger mindern, allein aus 
steuerlichen Gründen Kapital ins Ausland zu verlagern. Zweitens 
soll die Quellenbesteuerung, die in der Regel endgülti gen Charak-
ter hat und eine Veranlagung entbehrlich macht, den Steuervoll-
zug vereinfachen.41 Derzeit wird oft  behauptet, dass aktuelle Ent-
wicklungen diese Argumente zunehmend schwächen und damit 
die Existenzberechti gung der Abgeltungsteuer in Frage stellen.42

Steuervereinfachung entlastet weiterhin Steuerzahler und 
Finanzverwaltung 

Die Abgeltungsteuer hat die Besteuerung von Kapitalerträgen we-
sentlich vereinfacht. Durch die abgeltende Wirkung des Steuerab-
zugs müssen viele Steuerzahler ihre Kapitalerträge nicht mehr in 
der Steuererklärung angeben. Dies macht eine Einzelfallprüfung 
durch die Finanzämter – bezogen auf die Kapitaleinkünft e – weit-
gehend entbehrlich. Darüber hinaus sind die Krediti nsti tute für 
den Steuervollzug verantwortlich43 und tragen damit auch den 

41 Vgl. die Begründung des am 14.08.2007 beschlossenen Unternehmenssteuerreform-
gesetz 2008 (Bundestags-Drucksache 16/4841, S. 59), das die Abgeltungsteuer zum 
1. Januar 2009 eingeführt hat.

42 Die Hans-Böckler-Sti ft ung bezeichnet beispielsweise die Abgeltungsteuer inzwischen 
als „Rabatt  ohne Rechtf erti gung“. Vgl. Hans-Böckler-Sti ft ung (2016), S. 3. Für eine ver-
gleichbare Argumentati on siehe auch Bach (2015), S. 4 oder Schick (2016), S. 97.

43 Die Krediti nsti tute behalten bei der Auszahlung der Kapitalerträge den fälligen Steu-
erbetrag ein und überweisen diesen an das zuständige Finanzamt. Dabei werden 
etwaige Veräußerungsverluste, ausländische Quellensteuern und die persönlichen 
Verhältnisse des Steuerpfl ichti gen (z. B. Kirchenzugehörigkeit) berücksichti gt. 
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Großteil der Erhebungskosten. Die Einführung der Abgeltung-
steuer hat somit die Steuerzahler und die Finanzbehörden ent-
lastet.44 Eine Abschaff ung der Abgeltungsteuer würde diese Fort-
schritt e bei der Steuervereinfachung zunichtemachen und die 
Befolgungskosten für die Steuerzahler und die Erhebungskosten 
für die Finanzverwaltung erhöhen. Das Argument des damaligen 
Gesetzgebers, dass die Abgeltungsteuer zur Vereinfachung des 
Steuerrechts beiträgt, ist daher unverändert gülti g. 

Wirksamkeit des automati schen Informati onsaustausches bleibt 
ungewiss

Zunehmend in Frage gestellt wird, ob die Abgeltungsteuer noch 
erforderlich ist, um Steuerhinterziehung zu vermeiden. Häufi g 
wird darauf verwiesen, dass die Fortschritt e bei der internati o-
nalen Zusammenarbeit in Steuerfragen das Entdeckungsrisiko 
für Steuerhinterzieher deutlich erhöhen und damit eine mode-
rate Besteuerung von Kapitalerträgen entbehrlich machen. Diese 
Einschätzung ist jedoch zum jetzigen Zeitpunkt spekulati v. Das 
liegt daran, dass der automati sche Informati onsaustausch im 
Jahr 2017 beginnt und erst im Folgejahr umgesetzt wird. Dabei 
ist – wie bei allen administrati ven Großprojekten – zunächst mit 
Anlaufschwierigkeiten zu rechnen.45 Zudem ist nicht absehbar, ob 
alle Staaten in der Praxis ihre Informati onspfl ichten vollständig 
erfüllen und die derzeit nicht kooperati onsbereiten Staaten dem 
Informati onsaustausch noch beitreten. Nur unter diesen Bedin-
gungen – also einer lückenlosen globalen Kooperati on – ist damit 
zu rechnen, dass die Anreize zur Steuerhinterziehung wirksam 
reduziert werden können. Ob dieses äußerst anspruchsvolle Ziel 
erreicht wird, bleibt abzuwarten.

44 Zur Entlastung der Finanzbehörden hat auch die einheitliche Besteuerung von Zinsen, 
Dividenden und Kursgewinnen im Rahmen der Abgeltungsteuer beigetragen, weil da-
durch komplizierte Abgrenzungsprobleme entf allen sind. Vgl. Loritz (2007), S. 3 f.

45 Vgl. Fuest/Spengel (2016), S. 84.
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Abgeltungsteuer weiterhin als pauschaler Infl ati onsausgleich ge-
rechtf erti gt

Aus steuersystemati scher Sicht ist die Abgeltungsteuer zudem als 
Mitt el zur typisierten Infl ati onsbereinigung geeignet und gerecht-
ferti gt. So trägt der ermäßigte Steuersatz der Infl ati onsanfälligkeit 
des Geldvermögens Rechnung und vermeidet eine übermäßige 
Belastung der Zinserträge.46

Gegen eine solche Rechtf erti gung der Abgeltungsteuer könnte 
vorgebracht werden, dass die derzeit relati v niedrige Geldent-
wertung eine Infl ati onsbereinigung entbehrlich mache. Dieser 
Einwand überzeugt jedoch nicht. Zum einen sind die Infl ati onsra-
ten zuletzt merklich gesti egen.47 Zum anderen verharren aber die 
nominalen Zinssätze weiterhin auf einem historisch niedrigen Ni-
veau. In diesem Niedrigzinsumfeld können selbst relati v geringe 
Infl ati onsraten bereits vor Steuern zu einer negati ven Realrendite 
führen. Eine höhere Steuerbelastung würde den Substanzverzehr 
zusätzlich verschärfen und sollte daher unbedingt unterbleiben. 
Des Weiteren deutet ein Blick auf die bisherige Preisentwicklung 
in Deutschland  darauf hin, dass Infl ati onsraten nahe Null die 
Ausnahme darstellen und nur von kurzer Dauer sind.48 Zudem ist 

46 Vgl. u. a. Fuest/Spengel (2016), S. 85 („Schließlich trägt die Abgeltungsteuer … der In-
fl ati onsanfälligkeit der Zinsbesteuerung Rechnung“),Tipke (2007), S. 209, SVR (2012), 
Rn. 387 und Hey (2015b), S. 271. Im Übrigen hat das Bundesverfassungsgericht bereits 
im Jahr 1991 betont, dass es „verfassungsrechtlich unbedenklich [wäre], die Geld-
wertabhängigkeit und damit die gesteigerte Infl ati onsanfälligkeit der Einkunft sart 
‚Kapitalvermögen‘ bei der Besteuerung zu berücksichti gen.“ (BVerfG v. 27.06.1991 -
2 BvR 1493/89, BVerfGE 84, 239 (282). Auch aus heuti ger Sicht bestehen keine verfas-
sungsrechtlichen Bedenken gegen die Abgeltungsteuer. Denn seit der Einführung der 
Abgeltungsteuer im Jahr 2009 hatt e das Bundesverfassungsgericht in verschiedenen 
Verfahren die Gelegenheit, die Abgeltungsteuer grundsätzlich in Frage zu stellen, was 
aber nicht geschehen ist. 

47 Beispielsweise rechnen die führenden Wirtschaft sforschungsinsti tute mit einem An-
sti eg der Verbraucherpreise von 0,5 Prozent (2016) auf 1,8 Prozent (2017). Vgl. GD 
(2017), S. 9 f.

48 Beispielsweise war in den Jahren 1986/87 eine negati ve bzw. sehr niedrige Infl ati ons-
rate von -0,1 bzw. 0,2 Prozent zu verzeichnen, doch bereits 1988/89 kam es wieder 
zu einem stärkerem Ansti eg des Preisniveaus (mit Infl ati onsraten von 1,2 bzw. 2,8 
Prozent). Auch die geringe Infl ati onsrate von 0,6 Prozent im Jahr 1999 hatt e in der 
Folgezeit keinen Bestand (2000: 1,4 Prozent; 2001: 2,0 Prozent).
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auch wegen der expansiven Geldpoliti k der Europäischen Zentral-
bank mitt elfristi g mit einem weiteren Ansti eg des Preisniveaus zu 
rechnen. Auch bei zwischenzeitlich niedrigen Infl ati onsraten soll-
te daher an der Abgeltungsteuer festgehalten werden. 

Aktuelle Entwicklungen machen Abgeltungsteuer nicht entbehrlich

Die Einführung der Abgeltungsteuer hat die Anreize zur Steuer-
vermeidung vermindert. Ob mit dem automati schen Informati -
onsaustausch ein geeigneteres Mitt el zur Verfügung steht, hängt 
von einer wirksamen und lückenlosen Implementi erung ab und 
bleibt abzuwarten. Doch selbst wenn dies der Fall sein sollte, 
ist der Erhalt der Abgeltungsteuer weiterhin gerechtf erti gt. So 
wurde das Steuerrecht durch die Reform wirksam vereinfacht 
und dadurch die Bürger und die Finanzverwaltung entlastet. Da-
rüber hinaus trägt die Abgeltungsteuer der Infl ati onsanfälligkeit 
der Zinserträge Rechnung. Die Abgeltungsteuer ist deshalb nicht 
überholt, sondern stellt eine zeitgemäße Besteuerung der Kapi-
talerträge sicher. Zudem sprechen zahlreiche weitere Gründe für 
eine Beibehaltung der Abgeltungsteuer, die im Folgenden darge-
stellt werden.

5.2 Verteilungspoliti sche Kriti k an der Abgeltungsteuer nicht 
tragfähig

Ein zentraler Einwand gegen die Abgeltungsteuer lautet, dass sie 
Kapitaleinkünft e gegenüber Arbeitseinkünft en privilegiere und 
dadurch die Ungleichheit der Einkommens- und Vermögensver-
teilung verschärfe. Dieses verteilungspoliti sche Argument, das in 
der aktuellen Debatt e dominant ist, ist jedoch in mehrfacher Hin-
sicht nicht tragfähig. 

Keine überzeugenden Belege für wachsende Einkommensun-
gleichheit in Deutschland 

In der Debatt e um die Zukunft  der Abgeltungsteuer wird häufi g 
behauptet, dass die Ungleichheit der Einkommensverteilung in 
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Deutschland sehr hoch ist bzw. in den letzten Jahren zugenom-
men hat.49 Aus diesem stritti  gen Befund wird die Forderung ab-
geleitet, die Umverteilungswirkung der Besteuerung zu erhöhen. 
Neben einer verschärft en Vermögensbesteuerung soll hierfür 
auch die Belastung von Kapitalerträgen ansteigen.

Um diese Argumentati on zu überprüfen, soll die Entwicklung der 
Einkommensungleichheit in Deutschland und im internati ona-
len Vergleich betrachtet werden.50 Das fi nanzwissenschaft liche 
Standardinstrument zur Beschreibung von Ungleichheit ist der 
sogenannte Gini-Index. Die Werteskala reicht von 0 bis 1 und je 
niedriger der Wert ist, desto gleichmäßiger sind die Einkommen 
verteilt. Somit sind bei einem Wert von 0 die Einkommen völlig 
gleich verteilt, während bei einem Wert von 1 ein Einzelner sämt-
liche Einkommen einer Volkswirtschaft  bezieht und daher maxi-
male Ungleichheit vorherrscht.51 Laut offi  zieller OECD-Stati sti ken 
hat die Ungleichheit der Markteinkommen zwar in Deutschland 
– wie in den anderen Industriestaaten – seit den 1980er Jahren 
zugenommen. Seit 2004 ist jedoch kein weiterer Ansti eg der 
Einkommensungleichheit beobachtbar. So lag der Gini-Index 
der Markteinkommen 2004 bei einem Wert von 0,5 und ist bis 
2013, dem zuletzt von der OECD veröff entlichten Wert, auf die-

49 Vgl. beispielsweise Gärtner (2016), S. 95; Deutscher Bundestag (2014), S. 1, Goebel/
Grabka/Schröder (2015), S. 571 ff  und Hans-Böckler-Sti ft ung (2016), S. 3.

50 Auf die Vermögensverteilung wird aufgrund gravierender methodischer Vorbehalte 
nicht näher eingegangen. Besonders problemati sch ist, dass in internati onalen Ver-
gleichen regelmäßig nur das Sach- und Finanzvermögen, jedoch nicht die erworbenen 
Pensions- und Rentenansprüche berücksichti gt werden. Eine OECD-Studie hat indes 
ermitt elt, dass der Barwert dieser Ansprüche in Deutschland deutlich höher ausfällt 
als in anderen Ländern. Auch eine aktuelle Studie des Deutschen Insti tuts für Wirt-
schaft sforschung (DIW) und der Freien Universität Berlin kommt zum Ergebnis, dass 
die Rentenanwartschaft en in Deutschland gleichmäßiger verteilt sind als das übrige 
Nett overmögen und dadurch der Gini-Index für die Vermögensungleichheit von 0,79 
auf 0,59 sinkt, was einem Rückgang um ein Viertel entspricht. Des Weiteren schrän-
ken diverse Erfassungs- und Bewertungsprobleme die Aussagekraft  von vergleichen-
den Studien zur Vermögensverteilung stark ein. Vgl. BMF-Beirat (2013), S. 25, Fuest 
(2016) und Pennekamp (2016).

51 Vgl. Fuest (2016), S. 3 und BMF-Beirat (2013), S. 21.



31

sem Niveau geblieben. Auch der Gini-Index für die verfügbaren 
Einkommen nach Steuern und Transfers lag in diesem Zeitraum 
nahezu konstant bei 0,29.52 Insofern besteht kein Anhaltspunkt 
dafür, dass die Abgeltungsteuer die Einkommensungleichheit in 
Deutschland verschärft  hätt e.

Aufschlussreich ist auch der Vergleich mit den übrigen Industrie-
staaten. In 21 OECD-Staaten sind die Einkommensunterschiede 
nach Steuern und Transfers größer als in Deutschland, während 
in 13 OECD-Staaten die Einkommen gleichmäßiger als hierzulan-
de verteilt sind.53 Bezogen auf die Einkommensverteilung nach 
Steuern und Transfers hat Deutschland derzeit einen Gini-Koef-
fi zienten von 0,29 und liegt damit unter dem OECD-Durchschnitt  
von 0,32. Im OECD-Vergleich ist die Einkommensungleichheit in 
Deutschland somit nicht besonders hoch. Hingegen ist die staat-
liche Umverteilung in Deutschland stärker ausgeprägt als in fast 
allen anderen Industriestaaten. So liegt die Umverteilungswir-
kung durch Steuern und Transfers um mehr als ein Dritt el über 
dem OECD-Durchschnitt . Hinzu kommt, dass nur in 5 von 35 
OECD-Staaten die Verteilung der Markteinkommen noch stärker 
korrigiert wird als in Deutschland.54 Der deutsche Staat nimmt 
somit bei der Umverteilung durch Steuern und Transfers interna-
ti onal bereits eine Spitzenpositi on ein, sodass Nachholbedarf – 
etwa im Sinne einer höheren und stärker umverteilenden Steuer-
belastung – nicht erkennbar ist. Im Ergebnis ist festzustellen, 
dass die Einkommensungleichheit in Deutschland seit 2004 nicht 
gesti egen ist und auch im OECD-Vergleich nicht sonderlich hoch 
ausfällt. Die verteilungspoliti schen Argumente, die eine Abschaf-

52 Vgl. OECD (2017).
53 Soweit verfügbar werden die Werte des Jahres 2013 verglichen. 
54 Eine stärkere Umverteilung erfolgt lediglich in Belgien, Irland, Finnland, Österreich 

und Griechenland. In Irland und Griechenland sind allerdings die Einkommen nach 
Steuern und Transfers ungleichmäßiger verteilt als in Deutschland. Vgl. OECD (2017).
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fung der Abgeltungsteuer rechtf erti gen sollen, sind daher schon 
vom Ansatz her nicht tragfähig.

Vermeintliche Belastungsunterschiede zwischen Arbeits- und Ka-
pitaleinkünft en irreführend

Um die vermeintliche Privilegierung von Kapitaleinkünft en gegen-
über Arbeits- und sonsti gen Einkünft en zu verdeutlichen, verwei-
sen Kriti ker auf die Diff erenz zwischen dem Einkommensteuer-
höchstsatz von 42 bzw. 45 Prozent und dem Abgeltungsteuersatz 
von 25 Prozent. Diese plakati ve Gegenüberstellung verkennt je-
doch die tatsächliche Belastung beider Einkunft sarten. Beispiels-
weise beträgt bei unverheirateten Arbeitnehmern mit einem zu 
versteuernden Jahreseinkommen von 30.000 bzw. 40.000 Euro 
die Durchschnitt sbelastung durch die Einkommensteuer 18,1 
bzw. 21,9 Prozent (siehe Tabelle 7). Im mitt leren Einkommensbe-
reich liegt somit die steuerliche Belastung von Arbeitseinkünft en 
unter dem Niveau des Abgeltungsteuersatzes.55  Bezogen auf die 
Realwerte der Kapitalerträge fällt der Vergleich noch extremer 
aus, weil sich dabei teilweise eine Belastung von über 100 Pro-
zent ergeben kann. 

55 Zweifellos besteht jedoch eine Grenzsteuerproblemati k. Ein Single mit einem zu ver-
steuernden Jahreseinkommen von 40.000 Euro hat einen Grenzsteuersatz für Arbeits-
einkommen von rund 36 Prozent, während sein Grenzsteuersatz für Kapitaleinkom-
men nur 25 Prozent beträgt (jeweils ohne Solidaritätszuschlag). Mehrarbeit wird also 
steuerlich stärker belastet als mehr zu sparen. Es wäre aber verfehlt, nun durch eine 
Abschaff ung der Abgeltungsteuer zusätzliches Sparen steuerlich ähnlich unatt rakti v 
zu gestalten wie zusätzliches Arbeiten. Statt dessen sind Einkommensteuerentlastun-
gen geboten, wie sie ja auch derzeit politi sch diskuti ert werden.
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Tabelle 7: Einkommensteuerbelastung von ausgewählten Arbeitseinkünft en

zu versteuerndes 
Jahreseinkommen

Einkommensteuer Durchschnitt ssteuersatz

Single   

20.000 Euro 2.520 Euro 12,6 %

30.000 Euro 5.419 Euro 18,1 %

40.000 Euro 8.766 Euro 21,9 %

    

Ehepaar (gemeinsam veranlagt)  

50.000 Euro 7.826 Euro 15,7 %

70.000 Euro 14.074 Euro 20,1 %

90.000 Euro 21.216 Euro 23,6 %

Quelle: Eigene Berechnungen (Einkommensteuertarif 2017).

Mehrbelastungen durch Brutt obesteuerung werden übersehen

Ebenfalls problemati sch ist, dass in der öff entlichen Debatt e oft  
nicht zur Sprache kommt, dass mit der Einführung der Abgeltung-
steuer die Bemessungsgrundlage erheblich ausgeweitet wurde. 
So haben die Abschaff ung des Werbungskostenabzugs, die Be-
schränkung der Verlustverrechnung und die verschärft e Besteue-
rung von Veräußerungsgewinnen zu einer fakti schen Brutt obe-
steuerung geführt.56 Diese Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage erhöht die Belastung. Die fehlende Kenntnis dieser Zusam-
menhänge kann dazu führen, dass ein einseiti ges und verzerrtes 
Bild der Abgeltungsteuer entsteht und daher eingetretene Entlas-
tungseff ekte überschätzt und Belastungseff ekte übersehen wer-
den (siehe Tabelle 8).

56 Vgl. hierzu die Tabelle 1 auf S. 12.
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Tabelle 8:  Beispiel für die Folgen der Brutt obesteuerung bei der Abgeltung-
steuer

Abgeltungsteuer
Syntheti sche 

Einkommensteuer57

Kapitaleinkünft e gesamt 10.000 Euro

davon: Zinsen 7.000 Euro

davon: Kursgewinne 
(Haltedauer > 1 Jahr)

3.000 Euro

Werbungskosten 700 Euro

Bemessungsgrundlage 
(BMG)

10.000 Euro58 6.300 Euro59

BMG abzgl. 
Sparer-Freibetrag

9.199 Euro60 5.550 Euro61

Grenzsteuersatz 
(mit Soli)

26,4 % 26,4 %62 44,0 %63

Steuer auf Kapital-
einkünft e (mit Soli)

2.429 Euro 1.521 Euro 2.436 Euro

Quelle: Eigene Berechnungen; Syntheti sche Einkommensteuer: Tarif 2017, Einzelveranlagung.

Aus Tabelle 8 wird ersichtlich, dass die Abgeltungsteuer die Be-
messungsgrundlage erheblich verbreitert hat. Im gewählten Bei-
spiel liegt das daran, dass vor 2009 die realisierten Kursgewinne 
von 3.000 Euro nicht der Besteuerung unterlagen und die Wer-
bungskosten in tatsächlicher Höhe (hier: 700 Euro) die Bemes-
sungsgrundlage gemindert haben. Dies führt im Berechnungs-

57 D. h. Kapitalerträge werden dem regulären Einkommensteuertarif unterworfen (Recht 
vor 2009).

58 Veräußerungsgewinne werden im geltenden Recht grundsätzlich, also unabhängig 
von der Haltedauer, besteuert; Werbungskosten, die über den Sparer-Pauschbetrag 
hinausgehen, bleiben unberücksichti gt.

59 Kapitaleinkünft e gesamt (10.000 Euro) – Veräußerungsgewinne (3.000 Euro) – Wer-
bungskosten (700 Euro) = 6.300 Euro. 

60 BMG (10.000 Euro) – Sparer-Pauschbetrag (801 Euro) = 9.199 Euro.
61 BMG (6.300 Euro) – Sparer-Freibetrag (750 Euro) = 5.550 Euro.
62 Grenzsteuersatz auf das zu versteuernde Jahreseinkommen (ohne Kapitaleinkünft e). 

Ein zusätzlicher Euro Zinsertrag wird – wie auch ein zusätzlicher Euro Arbeitseinkom-
men – mit diesem Grenzsteuersatz belastet. Die Grenzbelastung steigt mit weiteren 
(Zins-)Einkünft en entsprechend des progressiven Einkommensteuertarifs an.

63 S. o.
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beispiel dazu, dass bei Einkommen, die in der Nähe des Spitzen-
steuersatzes (inkl. Solidaritätszuschlag) liegen, die Belastung der 
Kapitalerträge vor 2009 nahezu der derzeiti gen Belastung durch 
die Abgeltungsteuer entspricht. Bei Einkommen, die einem ge-
ringeren Grenzsteuersatz unterliegen (hier: 26,4 Prozent inkl. 
Solidaritätszuschlag) war 2009 indes die Steuer auf Kapitalerträ-
ge wegen der in der Folge ausgeweiteten Bemessungsgrundlage 
niedriger als heute. 

5.3 Steuerlast auf Kapitalerträge in Deutschland bereits 
vergleichsweise hoch

Im Folgenden wird die nominale Belastung von Zins- und Divi-
dendenerträgen im internati onalen Vergleich dargestellt. Ein sol-
cher Steuersatzvergleich spiegelt zwar nur näherungsweise die 
tatsächliche Belastung wider, die sich in exakter Höhe erst aus 
der Anwendung des Steuertarifs auf die Bemessungsgrundlage 
ergibt.64 Zu berücksichti gen ist jedoch, dass die deutsche Abgel-
tungsteuer eine vergleichsweise breite Bemessungsgrundlage 
aufweist.65 Daraus folgt, dass bei in etwa gleich hohen Steuersät-
zen die eff ekti ve Steuerbelastung in Deutschland tendenziell hö-
her ausfällt als in anderen Ländern. 

Die ermäßigte Besteuerung von Kapitaleinkünft en ist in der EU 
weit verbreitet. So haben neben Deutschland 19 weitere Mit-
gliedstaaten eine Abgeltungsteuer mit ermäßigtem Steuersatz 
eingeführt. Die nominale Belastung von Zinserträgen, die Inlän-
der im Privatvermögen erzielen, ist in 15 Staaten niedriger und 
in 4 Staaten höher als in Deutschland (siehe Tabelle 9). Im Durch-
schnitt  beträgt der Abgeltungsteuersatz in diesen Staaten 19,7 
Prozent und liegt damit deutlich unter dem deutschen Abgeltung-

64 Vgl. BMF (2016a), S. 11.
65 Vgl. Kapitel 2 und Bültmann (2015), S. 6.
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steuersatz von 26,4 Prozent (inkl. Solidaritätszuschlag). Auff ällig 
ist zudem, dass die Belastung nur in Staaten höher ist, die ent-
weder traditi onell ein sehr hohes Besteuerungsniveau aufweisen 
(Finnland und Schweden) oder im Zuge der Finanzmarktkrise in 
eine fi skalische Notlage geraten sind (Irland und Portugal). Wer-
den schließlich alle 28 EU-Staaten in den Vergleich einbezogen, 
ist der maximale Steuersatz auf private Zinserträge in 19 Staaten 
niedriger und nur in 8 Staaten höher als in Deutschland.66

Tabelle 9: Abgeltungsteuersätze auf private Zinserträge in der EU 2015

EU-Staaten mit 
Abgeltungsteuer

Steuersatz in 
Prozent

Bemerkungen

Bulgarien   8,0  

Lett land 10,0  

Luxemburg 10,0
25 Euro Werbungskostenpauschale; 
Freigrenze bis 250 Euro

Kroati en 12,0  

Belgien 15,0 1.880 Euro Freibetrag

Griechenland 15,0  

Malta 15,0 Opti on zur Einkommensteuerveranlagung

Tschechien 15,0  

Rumänien 16,0  

Ungarn 16,0  

Polen 19,0  

Slowakei 19,0  

Österreich 25,0  

Slowenien 25,0
1.000 Euro Freibetrag für Zinsen aus Guthaben 
bei inländischen oder in der EU ansässigen 
Banken

Italien 26,0  

66 Vgl. BMF (2016a), S. 38 f. Die Niederlande stellen einen Sonderfall dar, weil ein fi kti ver 
Ertrag von 4 Prozent des Reinvermögens unterstellt und darauf ein Steuersatz von 30 
Prozent angewendet wird. 
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Deutschland 26,4
Opti on zur Einkommensteuerveranlagung; 801 
Euro Sparerpauschbetrag

Portugal 28,0 Opti on zur Einkommensteuerveranlagung

Finnland 30,0  

Schweden 30,0  

Irland 41,0  

Durchschnitt  19,7
ohne Deutschland (Wert mit Deutschland: 
20,1 %)

Quelle:  BMF (2016a), S. 38 f. und eigene Berechnungen. Dargestellt sind die Abgeltungsteuersätze 
für typische Einkünft e aus Zinsen von ansässigen natürlichen Personen. Betriebliche Erträge 
bleiben unberücksichti gt.

Bei der nominalen Steuerbelastung von Dividenden ist neben 
der Besteuerung auf Anteilseignerebene auch die Vorbelastung 
auf Unternehmensebene zu berücksichti gen. Vergleicht man die 
Gesamtbelastung von Dividenden in allen 28 EU-Staaten, so be-
legt Deutschland – bei einem Gewerbesteuersatz von 400 Pro-
zent – den 24. Platz, d. h. nur in 4 EU-Staaten ist die Belastung 
höher (siehe Tabelle 10). Wird ein Gewerbesteuerhebesatz von 
mehr als 485 Prozent unterstellt, fällt Deutschland sogar auf den 
25. Platz zurück. Somit zeigt bereits der Vergleich der (nomina-
len) Steuersätze, dass in Deutschland sowohl Zinserträge als auch 
 Dividenden vergleichsweise hoch belastet werden. Durch die 
breite Bemessungsgrundlage wird das Belastungsniveau noch 
zusätzlich erhöht. Eine weitere Verschärfung der Kapitalbesteue-
rung würde daher Deutschland im Standortwett bewerb stark be-
nachteiligen – und das in einer Zeit, in der mit dem anstehenden 
EU-Austritt  Großbritanniens der Steuerwett bewerb in Europa zu-
nehmen dürft e. 
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Tabelle 10:  Maximalbelastung (nominal) von Dividenden bei 
Vollausschütt ung in der EU 2015

EU-Staaten
Steuerbelastung in Prozent

Unternehmensebene Anteilseignerebene Gesamt

Bulgarien 10,00 4,50 14,50

Estland 20,00 0,00 20,00

Slowakei 22,00 0,00 22,00

Lett land 15,00 8,50 23,50

Zypern 12,50 14,88 27,38

Litauen 15,00 12,75 27,75

Rumänien 16,00 13,44 29,44

Tschechien 19,00 12,15 31,15

Ungarn 20,62 12,70 33,32

Polen 19,00 15,39 34,39

Malta 35,00 0,00 35,00

Slowenien 17,00 20,75 37,75

Griechenland 29,00 10,00 39,00

Finnland 20,00 22,35 42,35

Niederlande 24,00 19,00 43,00

Portugal 21,00 22,12 43,12

Österreich 25,00 18,75 43,75

Vereinigtes Königreich 20,00 24,44 44,44

Luxemburg 29,22 15,43 44,65

Spanien 28,00 16,80 44,80

Schweden 22,00 23,40 45,40

Irland 12,50 35,00 47,50

Italien 31,40 16,47 47,87

Deutschland* 29,83 18,51 48,34

Belgien 33,99 16,50 50,49

Dänemark 23,50 32,13 55,63

Kroati en 20,00 37,19 57,19

Frankreich 38,00 26,35 64,35

Durchschnitt  (ohne Deutschland) 38,88

Durchschnitt  (mit Deutschland) 39,22

Quelle:  BMF (2016a), S. 22, eigene Berechnungen; nach steigender Gesamtbelastung geordnet. 
* Zur Herleitung siehe Tabelle 13.
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5.4 Abschaff ung der Abgeltungsteuer triff t bereits Bezieher 
kleiner Einkommen

Ein Wegfall der Abgeltungsteuer kann nachteilig für Anleger mit 
einem persönlichen Einkommensteuergrenzsatz von über 25 
Prozent sein. Das ist bei Einzelveranlagung bereits ab einem zu 
versteuernden Jahreseinkommen von rund 16.000 Euro der Fall. 
Auch Bezieher kleiner Einkommen müssten daher bei Kapitaler-
trägen, die den Sparer-Pauschbetrag von 801 bzw. 1.602 Euro 
übersteigen, mit einem Belastungsansti eg rechnen.67 Die Steu-
erbelastung auf Kapitalerträge kann sich von derzeit konstant 
26,4 Prozent (Abgeltungsteuer inkl. Solidaritätszuschlag) auf bis 
zu 47,5 Prozent (Einkommensteuerhöchstsatz inkl. Solidaritäts-
zuschlag) erhöhen. Insofern kann es bei einer Abschaff ung der 
Abgeltungsteuer vor allem für Zinssparer zu erheblichen Mehr-
belastungen kommen (siehe Tabelle 11).

67 Die potenzielle Betroff enheit im unteren und mitt leren Einkommensbereich kann mit 
Hilfe der Einkommensteuerstati sti k grob abgeschätzt werden. Demzufolge erzielen 
bei Einzelveranlagung rund 6,9 Mio. Steuerpfl ichti ge ein zu versteuerndes Einkom-
men von 20.000 bis 50.000 Euro. Bei Zusammenveranlagung weisen rund 4,2 Mio. 
Steuerpfl ichti ge bzw. 8,4 Mio. Personen ein zu versteuerndes Einkommen von 40.000 
bis 70.000 Euro auf. Von einer Abschaff ung der Abgeltungsteuer könnten somit allein 
im unteren und mitt leren Einkommensbereich rund 11,1 Mio. Steuerpfl ichti ge bzw. 
15,3 Mio. Personen betroff en sein, sofern die Kapitalerträge den Sparerpauschbetrag 
übersteigen. Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2015), S. 10 ff .
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Tabelle 11:  Mehrbelastung von Arbeitnehmern mit Zinseinkünft en bei 
Abschaff ung der Abgeltungsteuer

Arbeitseinkommen

Zinsein-
künft e

Steuer auf Kapitalerträge 
(inkl. Soli)

Mehrbelastung 
der Sparer

zvE*
Jahres-
brutt o

Ab-
geltung-
steuer

bei Abschaf-
fung der 

Abgeltung-
steuer**

10.000 € 13.518 € 500 €   84 €   84 € –

20.000 € 25.038 € 500 € 132 € 141 €   9 €

30.000 € 36.941 € 500 € 132 € 166 € 34 €

40.000 € 48.843 € 500 € 132 € 189 € 57 €

50.000 € 59.867 € 500 € 132 € 212 € 80 €

60.000 € 70.546 € 500 € 132 € 222 € 90 €

Quelle:  Eigene Berechnungen. *zvE = zu versteuerndes Jahreseinkommen; **also bei Rückkehr zur 
Kapitalertragsbesteuerung vor 2009 (syntheti sche Einkommensteuer; Kapitalerträge werden 
dem regulären Einkommensteuertarif unterworfen); Abweichungen durch Rundung. Annah-
men: Einkommensteuertarif 2017, Einzelveranlagung, Sparer-Pauschbetrag bzw. -Freibetrag 
ausgeschöpft ; Herleitung zvE: Arbeitnehmerpauschale (1.000 €), Vorsorgepauschale, Sonder-
ausgabenpauschale (36 €).

Der seit 2009 unveränderte Sparer-Pauschbetrag kann die Mehr-
belastungen durch einen Wegfall der Abgeltungsteuer nicht kom-
pensieren. Bei einer Rendite von 2 Prozent ist der Sparer-Pausch-
betrag bereits bei einem Kapitalstock von 40.000 Euro ausge-
schöpft .68 Jeder Ertrag, der durch zusätzliches Sparen erzielt wird, 
unterliegt daher einer Besteuerung, die bei einer Abschaff ung 
der Abgeltungsteuer sogar noch progressiv ansteigt. Ein derart 
rigoroser Steuerzugriff  schwächt die Anreize zu sparen und läuft  
angesichts der Notwendigkeit, eigenverantwortlich für das Alter 
vorzusorgen, dem politi schen Ziel einer auskömmlichen Alterssi-
cherung entgegen.

68 Bei einer angenommenen Sparquote von 10 Prozent erreichen Durchschnitt sverdie-
ner innerhalb von rund 10 Jahren ein Sparvermögen von 40.000 Euro (ohne Zufl uss 
von Erbschaft en oder Schenkungen). Da die private Altersvorsorge häufi g sehr lange 
Zeiträume von 30 bis 40 Jahren umfasst, kann somit die Moti vati on zur Vorsorge be-
reits sehr frühzeiti g durch eventuelle Steuererhöhungen beeinträchti gt werden.
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Niedrigzinsen und Steuererhöhungen – Doppelbelastung für Spa-
rer droht

Bei Zinseinkünft en ist in Rechnung zu stellen, dass die Sparer be-
reits durch die lang anhaltende Niedrigzinspoliti k der EZB stark 
belastet sind.69 Teilweise reicht die niedrige Rendite nicht einmal 
zum Erhalt der Kaufk raft  aus, sodass bereits vor Steuern ein Sub-
stanzverzehr stattf  indet („Kalte Enteignung“). In diesem ohnehin 
ungünsti gen Umfeld würde eine verschärft e Steuerbelastung die 
Kapitalbildung und die private Altersvorsorge noch unatt rakti ver 
machen. Diese negati ven Eff ekte träfen die deutschen Anleger 
auf breiter Front. Denn die Zusammensetzung des Geldvermö-
gens der privaten Haushalte zeigt, dass auch in der derzeiti gen 
Niedrigzinsphase verzinsliche Finanzti tel – wie z. B. Bankeinlagen 
und Anleihen – gegenüber Akti en stark bevorzugt werden (siehe 
Tabelle 12). Daher müssten die Sparer bei einer Abschaff ung der 
Abgeltungsteuer damit rechnen, dass niedrige Zinserträge – die 
ggf. nicht einmal den Kapitalstock erhalten – höher besteuert 
würden.70

Tabelle 12: Struktur des Geldvermögens der privaten Haushalte 201671

Positi on in Mrd. Euro in Prozent

Einlagen (z. B. Spar- und Sichteinlagen) 1.990 36,3

Anteilsrechte (z. B. Akti en) 563 10,3

Anteile an Investmentf onds 505 9,2

Ansprüche an Versicherungen (z. B. Lebensversicherungen) 1.293 23,6

Ansprüche an Alterssicherungssysteme 804 14,7

Sonsti ges (z. B. Bargeld und Schuldverschreibungen) 323 5,9

Insgesamt 5.478 100,0

Quelle: Deutsche Bundesbank (2017), Stati sti scher Teil, S. 57 und eigene Berechnungen.

69 Vgl. hierzu auch DSi (2013), S. 114 f.
70 Siehe hierzu auch Rürup (2016).
71 Stand: 30.09.2016. 
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Besonders bedenklich ist, dass zusätzlich erzielte Kapitalerträge 
nicht mehr dem konstanten Abgeltungsteuersatz, sondern dem 
progressiven Einkommensteuertarif unterliegen würden. Wer 
eigenverantwortlich72 mehr Einkommen in die private Altersvor-
sorge investi ert, wäre daher mit steti g ansteigenden Steuersät-
zen konfronti ert. Die Politi k würde die Sparanreize in einer Phase 
schwächen, in der zunehmend bezweifelt wird, ob das gesetzliche 
Rentenniveau für einen auskömmlichen Lebensunterhalt im Alter 
ausreicht. Eine Abschaff ung der Abgeltungsteuer widerspräche 
somit auch dem Ziel, einen Ansti eg der Altersarmut zu vermei-
den. 

Belastung von Dividenden bereits im geltenden Recht sehr hoch

Ausgeschütt ete Gewinne von Kapitalgesellschaft en – wie z. B. Di-
videnden – unterliegen einer Doppelbesteuerung auf Unterneh-
mens- und Anteilseignerebene. Im Unternehmen wird der Ge-
winn durch Gewerbe- und Körperschaft steuer inkl. Solidaritäts-
zuschlag mit rund 30 Prozent vorbelastet. Bei den Anteilseignern 
unterliegt die Dividende der Abgeltungsteuer, sodass die Gesamt-
belastung – je nach Gewerbesteuersatz der Sitzgemeinde – etwa 
48 Prozent beträgt (siehe Tabelle 13). Dividenden werden somit 
steuerlich stärker belastet als Arbeitseinkommen.73

72 D. h. nicht im Rahmen der staatlich geförderten Anlageformen, die zuletzt stark in die 
Kriti k geraten sind. 

73 Die Steuerbelastung von Arbeitseinkommen liegt in der Spitze bei 47,5 Prozent (inkl. 
Solidaritätszuschlag). 
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Tabelle 13: Steuerliche Gesamtbelastung von Dividenden in Deutschland74

Unternehmensebene (Kapitalgesellschaft )

Gewinn vor Steuern 100,00

– Gewerbesteuer (Hebesatz: 400 %) – 14,00

– Körperschaft steuer – 15,00

– Solidaritätszuschlag auf Körperschaft steuer – 0,83

= Maximales Ausschütt ungsvolumen 70,17

Steuerliche Vorbelastung 29,8 %

Anteilseignerebene (Privatpersonen)

Dividende bei Vollausschütt ung 70,17

– Abgeltungsteuer – 17,54

– Solidaritätszuschlag auf Abgeltungsteuer – 0,96

= Nett ozufl uss bzw. Auszahlungsbetrag: 51,67

Steuerliche Gesamtbelastung 48,3 %

Quelle: Eigene Darstellung. Abweichung durch Rundung.

Bei einer ersatzlosen Abschaff ung der Abgeltungsteuer könnte 
die Gesamtbelastung von Ausschütt ungen auf bis zu 63 Prozent 
steigen.75 Um eine solche übermäßige Belastung zu vermeiden, 
wäre es beispielsweise denkbar, das aufwendige Halbeinkünft e-
verfahren wiedereinzuführen. Dieses 2009 abgeschaff te Verfah-
ren hat auf Anteilseignerebene nur die Hälft e der Dividende der 
Einkommensteuer unterworfen und damit für einen Ausgleich der 
Vorbelastung auf Unternehmensebene gesorgt. Das Halbeinkünf-
teverfahren würde jedoch zu einer – politi sch nicht erwünschten 

74 Erläuterungen zur Tabelle 13: 1) Die Höhe der steuerlichen Gesamtbelastung hängt 
vom Gewerbesteuerhebesatz der Sitzgemeinde ab. Beispielsweise steigt diese bei 
einem Hebesatz von 500 Prozent auf 50,9 Prozent an. 2) Wird von der Veranlagungs-
opti on Gebrauch gemacht, wird die Dividende nicht mit der Abgeltungsteuer, son-
dern mit dem niedrigeren persönlichen Steuersatz belastet. Im Ergebnis sinkt die 
Gesamtsteuerlast. 3) Die Kirchensteuer wird nicht berücksichti gt. Diese wird ggf. auf 
Anteilseigner ebene fällig und erhöht entsprechend die Belastung.

75 Bei einem Gewerbesteuerhebesatz von 400 Prozent.
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– Entlastung von Sparern führen, die in Akti en investi ert haben 
(siehe Tabelle 14). Um Mehreinnahmen zu erzielen, könnte sich 
die Politi k jedoch möglicherweise für ein modifi ziertes Verfahren 
entscheiden, das eine Freistellung von weniger als 50 Prozent vor-
sieht. Dies kann zu Steuererhöhungen führen und würde daher 
erhebliche Unsicherheit über die künft ige Belastung von Dividen-
den auslösen.76

Tabelle 14:  Situati on von Sparern bei Wiedereinführung des Halbeinkünft e-
verfahrens

Arbeitseinkommen

Divi-
dende 

Steuer auf Kapitalerträge 
(inkl. Soli)

Entlastung der 
Akti onäre

zvE*
Jahres-
brutt o

Abgel-
tungsteu-

er

bei Abschaf-
fung der 

Abgeltung-
steuer**

10.000 € 13.518 € 1.000 €   84 €   84 €     –

20.000 € 25.038 € 1.000 € 264 € 141 € 122 €

30.000 € 36.941 € 1.000 € 264 € 166 €   98 €

40.000 € 48.843 € 1.000 € 264 € 189 €   75 €

50.000 € 59.867 € 1.000 € 264 € 212 €   52 €

60.000 € 70.546 € 1.000 € 264 € 222 €   42 €

100.000 € 110.906 € 1.000 € 264 € 222 €   42 €

Quelle:  Eigene Berechnungen. *zvE = zu versteuerndes Jahreseinkommen; **d. h.: bei Rückkehr zur 
Kapitalertragsbesteuerung vor 2009 (syntheti sche Einkommensteuer mit Halbeinkünft everfah-
ren, also nur die Hälft e der Dividende wird beim Akti onär der Einkommensteuer unterworfen); 
Abweichungen durch Rundung.
Annahmen: Einkommensteuertarif 2017, Einzelveranlagung, Sparer-Pauschbetrag bzw. -Frei-
betrag ausgeschöpft ; Herleitung zvE: Arbeitnehmerpauschale (1.000 €), Vorsorgepauschale, 
Sonderausgabenpauschale (36 €).

76 Verschärfend kommt hinzu, dass die Abschaff ung der Abgeltungsteuer zum dritt en 
Systemwechsel bei der Dividendenbesteuerung führen würde. Bis zum Jahr 2000 galt 
das Anrechnungsverfahren, anschließend das Halbeinkünft everfahren, das schließlich 
2009 von der Abgeltungsteuer abgelöst wurde. Ein erneuter Systemwechsel würde 
die Rechts- und Planungssicherheit der Steuerzahler stark beeinträchti gen und das 
Steuerrecht durch absehbar erforderliche Übergangsregelungen und die Änderung 
zahlreicher Steuervorschrift en unnöti g komplizieren. Vgl. Fuest/Spengel (2016), S. 84 
und Bültmann (2015), S. 8.
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5.5 Mehreinnahmen nur durch zusätzliche Belastungsver-
schärfungen erreichbar

Die Befürworter einer Abschaff ung der Abgeltungsteuer verspre-
chen sich höhere Steuereinnahmen. Dabei wird häufi g überse-
hen, dass die erzielbaren Mehreinnahmen in mehrfacher Hinsicht 
begrenzt sind.77 So war vor Einführung der Abgeltungsteuer der 
Abzug der tatsächlichen Werbungskosten möglich, Dividenden 
wurden beim Akti onär nur zur Hälft e besteuert und Veräuße-
rungsgewinne waren nach einer Haltefrist von einem Jahr steu-
erbefreit. Hinzu kommt, dass bei einer Wiedereinführung der vor 
2009 geltenden Kapitalertragsbesteuerung auch die Beschrän-
kungen der Verlustverrechnung abzuschaff en wären. Bei einer 
Abschaff ung der Abgeltungsteuer sind daher allenfalls geringfügi-
ge Mehreinnahmen zu erwarten. Laut Bundesfi nanzministerium 
wäre sogar mit jährlichen Steuermindereinnahmen von bis zu 1 
Mrd. Euro zu rechnen, wenn die Kapitaleinkünft e wieder in die 
reguläre Einkommensbesteuerung einbezogen werden.78

Das politi sche Ziel, relevante Aufk ommenszuwächse durch die Ab-
schaff ung der Abgeltungsteuer zu generieren, ist nicht mit einer 
Rückkehr zum status quo ante – also dem Steuerrecht vor 2009 
– erreichbar. Aus diesem Grund drohen zusätzliche Belastungsver-
schärfungen. So wird bereits in Erwägung gezogen, auf die Wie-
dereinführung der Spekulati onsfrist zu verzichten und damit an 
der generellen Besteuerung von Kursgewinnen festzuhalten.79 Zu-
dem ist auch eine verschärft e Dividendenbesteuerung zu befürch-
ten. Inzwischen macht die Abgeltungsteuer auf Dividenden einen 
Großteil des Aufk ommens aus – mit weiter steigender Tendenz 

77  Vgl. Fuest/Spengel (2016), S. 84.
78  Vgl. Bundesregierung (2014), S. 4.
79  Vgl. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2015), S. 2.
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(siehe Abbildung 2).80 Daher erscheint eine erhöhte Steuerbelas-
tung auf Dividenden zwar fi skalisch ertragreich, sie wäre jedoch 
mit gravierenden Nachteilen verbunden. Die derzeiti ge Belastung 
von Dividenden ist bereits hoch, sodass weitere Verschärfungen 
zu einer übermäßigen Besteuerung führen würden. Dadurch wäre 
mit wirtschaft lichen Schäden und Wohlfahrtsverlusten zu rech-
nen, da sich für Unternehmen die Aufnahme von Eigenkapital ver-
teuern würde. Zudem würde eine verschärft e Dividendenbesteu-
erung auch den Erwerb von Akti en unatt rakti ver machen, obgleich 
in der derzeiti gen Niedrigzinsphase ein erhöhter Akti enanteil im 
Portf olio ratsam erscheint. Weitere Belastungsverschärfungen 
gingen somit auch zu Lasten der privaten Altersvorsorge. 

Abbildung 2: Aufk ommen der Abgeltungsteuer in Mio. Euro

Quelle:  Bundesfi nanzministerium; 2009–2016: Ist-Werte; Folgejahre: Steuerschätzung November 2016; 
*Kassentechnisch handelt es sich um die Positi on „Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag“, die ne-
ben dem Aufk ommen aus der Dividendenbesteuerung auch noch Erträge aus der Besteuerung 
anderer Einkommensquellen enthält (z. B. Vergütungen von Aufsichtsratsmitgliedern). Laut 
Bundesfi nanzministerium überwiegt der Anteil der Dividendenbesteuerung jedoch bei weitem 
(ca. 98–99 %).

80 Der aus der Dividendenbesteuerung resulti erende Anteil am Abgeltungsteuerauf-
kommen hat sich von rund 50 Prozent (2009) auf 77 Prozent (2016) erhöht. Der Ar-
beitskreis Steuerschätzungen rechnet damit, dass sich der Dividendenanteil bis 2021 
auf rund 80 Prozent erhöhen wird. Vgl. BMF (2017), S. 5.
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5.6 Fiskalisch ergiebig: Gesamtaufk ommen der Abgeltung-
steuer seit 2009 bemerkenswert stabil

Gegen die Abgeltungsteuer wird mitunter angeführt, dass das 
Aufk ommen hinter den politi schen Erwartungen zurückgeblieben 
ist.81 Dabei wird darauf verwiesen, dass das Aufk ommen der Ab-
geltungsteuer von 12,4 Mrd. Euro (2009) auf 5,9 Mrd. Euro (2016) 
zurückgegangen und damit ein Rückgang um mehr als die Hälft e 
zu verzeichnen ist. Diese Argumentati on ist jedoch irreführend. 

Zum einen handelt es sich um eine verkürzte Betrachtung, weil 
hier nur das Aufk ommen der Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver-
äußerungserträge herangezogen wird. Unberücksichti gt bleibt 
das Aufk ommen aus der Dividendenbesteuerung, das derzeit 
rund zwei Dritt el des Gesamtaufk ommens ausmacht. Legt man 
die Entwicklung des gesamten Abgeltungsteueraufk ommens – 
also einschließlich der Dividendenbesteuerung – zu Grunde, er-
gibt sich ein gänzlich anderer Befund: Die Einnahmen sind von 
24,9 Mrd. Euro (2009) auf 25,4 Mrd. Euro (2016) gesti egen. Damit 
ist das Gesamtaufk ommen – trotz stark sinkender Zinsen – seit 
Einführung der Abgeltungsteuer erstaunlich stabil geblieben. Zu-
dem zeigt sich, dass der Beitrag der Kapitalertragsbesteuerung 
zum gesamten Steueraufk ommen deutlich höher ist als gemein-
hin angenommen wird.82

Zum anderen ist das gesunkene Aufk ommen aus Zins- und Ver-
äußerungserträgen vor allem der expansiven Geldpoliti k der 

81 Bei Einführung der Abgeltungsteuer waren zwar anfängliche Mindereinnahmen ein-
geplant, doch langfristi g rechnete der Gesetzgeber mit Aufk ommenszuwächsen: „An-
dere EU-Staaten haben gute Erfahrungen mit Abgeltungsteuern gemacht. So hat sich 
laut OECD in Österreich nach der Einführung einer Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge 
in den 90er Jahren das Steueraufk ommen sehr stark erhöht. […] Auch für Deutschland 
bestehen gute Chancen, längerfristi g von einer Abgeltungsteuer und den damit ver-
bundenen Anreizwirkungen zu profi ti eren.“ Vgl. Deutscher Bundestag (2007), S. 30.

82 So beträgt der Anteil der Abgeltungsteuer am Gesamtsteueraufk ommen nicht ledig-
lich 0,8 Prozent (nur Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge), sondern 
rund 3,6 Prozent (Abgeltungsteuereinnahmen insgesamt). 
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Europäischen Zentralbank geschuldet. Durch die Senkung des 
EZB-Leitzinssatzes auf null ist auch die Rendite, die mit Anleihen 
und anderen verzinslichen Wertpapieren zu erzielen ist, dras-
ti sch gefallen (siehe Tabelle 15). Die geschrumpft en Zinserträge 
haben wiederum die Bemessungsgrundlage der Abgeltungsteuer 
vermindert. Somit ist nicht die Einführung der Abgeltungsteuer, 
sondern das anhaltend niedrige Zinsniveau für den Aufk ommens-
rückgang verantwortlich. 

 Tabelle 15: Entwicklung von EZB-Leitzins und  Umlaufsrendite in Deutschland

Jahr EZB-Leitzinssatz in Prozent* Umlaufsrendite in Prozent**

2007 4,00 4,3

2008 2,50 3,3

2009 1,00 3,0

2010 1,00 2,6

2011 1,00 1,9

2012 0,75 1,1

2013 0,25 1,5

2014 0,05 0,6

2015 0,05 0,5

2016 0,00 0,2

2017 0,00 0,3

  * Hauptrefi nanzierungssatz am 31.12. des jeweiligen Jahres (2017: Stand zum 31.03.)

**  Umlaufsrendite (Monatsdurchschnitt ) von inländischen Inhaberschuldverschreibungen mit Lauf-
zeiten von über 4 Jahren im Dezember des jeweiligen Jahres (2017: Stand März)

Quelle: Deutsche Bundesbank, Stati sti sches Bundesamt.



49

6 Abgeltungsteuer beibehalten, aber 
Schwachstellen beseiti gen

Der 2009 erfolgte Systemwechsel zur Abgeltungsteuer war ein 
wichti ger Schritt , um die Besteuerung von Kapitalerträgen in 
Deutschland durchgreifend zu vereinfachen und zeitgemäß zu 
gestalten. Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die 
aktuellen Entwicklungen diesen Befund nicht in Frage stellen. 
Die Politi k sollte daher an der Abgeltungsteuer festhalten. Trotz 
der richti gen Grundentscheidung weist das geltende Recht aber 
durchaus einige Schwachstellen auf. Diese erfordern indes nicht 
die Abschaff ung, sondern die Weiterentwicklung der Abgeltung-
steuer. 

1. Schwachstelle: Abschaff ung des Werbungskostenabzugs nicht 
zu rechtf erti gen

Die Steuerzahler können derzeit die tatsächlichen Werbungskos-
ten, soweit sie den Sparer-Pauschbetrag übersteigen, nicht mehr 
geltend machen. Die Folge ist eine Brutt obesteuerung, weil von 
den Kapitalerträgen die damit verbundenen Aufwendungen – 
beispielsweise für Beratung, Vermögensverwaltung und Kredit-
fi nanzierung – nur noch bis zur Höhe von 801 bzw. 1.602 Euro 
abgezogen werden können. Dies kann gerade bei beratungsin-
tensiven oder fremdfi nanzierten Kapitalanlagen zu „massiven 
Substanzsteuereff ekten“83 führen. Die Abgeltungsteuer hat somit 
zu einer Durchbrechung des objekti ven Nett oprinzips geführt.84 
Dieser Systembruch ist nur verfassungskonform, wenn er sachlich 
begründet werden kann.

83  Hey (2007), S. 1307.
84  Vgl. Musil (2010), S. 149 ff .
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Eine tragfähige Begründung für die Abschaff ung des Werbungs-
kostenabzugs ist indes nicht ersichtlich. In der Gesetzesbegrün-
dung aus dem Jahr 2007 wird nur darauf verwiesen, dass der 
Sparer-Pauschbetrag eine Typisierung hinsichtlich der Höhe der 
Werbungskosten in den unteren Einkommensgruppen vornimmt 
und zudem berücksichti gt, dass mit einem ermäßigten Proporti o-
nalsteuersatz von 25 Prozent die Werbungskosten in den oberen 
Einkommensgruppen mit abgegolten würden.85 Für die höheren 
Einkommen überzeugt diese Argumentati on schon im Ansatz 
nicht, weil der Anfall von Werbungskosten derart einzelfallbezo-
gen ist, dass die Höhe des Steuersatzes diese Unterschiede gar 
nicht abbilden kann.86 Des Weiteren kann bei einer Besteuerung 
ausgeschütt eter Dividenden mit einem eff ekti ven Steuersatz 
von mehr als 48 Prozent (unter Einbeziehung der Vorbelastung 
durch Gewerbe- und Körperschaft steuer) nicht die Rede davon 
sein, dass bereits der Tarif die Werbungskosten hinreichend be-
rücksichti gen würde.87 Schließlich stellt die Abgeltungsteuer aus 
steuersystemati scher Sicht vorrangig eine pauschale Infl ati ons-
bereinigung sicher, sodass eine typisierte Berücksichti gung von 
Werbungskosten zumindest eine zusätzliche Absenkung des Steu-
ersatzes erfordern würde. Ein solcher Schritt  erscheint derzeit je-
doch politi sch nicht umsetzbar. Daher sollte der Gesetzgeber den 
Abzug der tatsächlichen Werbungskosten wieder zulassen, um 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip auch im Rahmen der Abgeltung-
steuer angemessen Rechnung zu tragen.88

85  Vgl. Bundestags-Drucksache 16/4841, S. 57.
86  So auch Hey (2007), S. 1307: „Der mit Kapitaleinkünft en verbundene Aufwand lässt 

sich nicht in einem absoluten Betrag typisieren.“ 
87  Vgl. Eckhoff  (2007), S. 998.
88 Vgl. Hey (2007), S. 1308: „Auch innerhalb der Schedule Kapitaleinkünft e kann nur 

durch Berücksichti gung der tatsächlichen Werbungskosten verhindert werden, dass 
Steuerpfl ichti ge mit unterschiedlicher Leistungsfähigkeit zu Unrecht gleich behandelt 
werden.“
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2. Schwachstelle: Unterlassene Erhöhung des Sparer-Freibetrags 
bzw. Sparer-Pauschbetrags

Weil die Abgeltungsteuer – wie oben dargestellt – eine infl ati ons-
bereinigte Besteuerung der Kapitalerträge nur näherungsweise 
realisieren kann, kommt dem Sparer-Freibetrag weiterhin eine 
ergänzende Funkti on zu. Durch den Sparer-Freibetrag erhalten 
insbesondere Kleinsparer einen zusätzlichen Infl ati onsausgleich. 
Damit der Sparer-Freibetrag bzw. der seit 2009 eingeführte Spa-
rer-Pauschbetrag diese ergänzende Funkti on auch über einen 
längeren Zeitraum erfüllen kann, ist eine regelmäßige Anpassung 
gemäß der Geldentwertung notwendig. In den letzten Jahren ist 
dies nicht erfolgt (siehe Tabelle 16), sodass der Sparer-Freibetrag 
schritt weise durch Infl ati on entwertet wurde und daher eine Er-
höhung geboten ist.89

 Tabelle 16:  Entwicklung des Sparer-Freibetrags* (seit 2009: Sparer-Pausch-
betrag)

Alleinstehende Verheiratete

1975–1989 300 DM 600 DM

1990–1992 600 DM 1.200 DM

1993–1999
6.000 DM

(3.068 Euro)
12.000 DM

(6.136 Euro)

2000–2003 3.000 DM 6.000 DM

(1.550 Euro) (3.100 Euro)

2004–2006 1.370 Euro 2.740 Euro

2007–2008 750 Euro 1.500 Euro

seit 2009 801 Euro 1.602 Euro

*  Bis einschließlich 2008 bestand neben dem Sparer-Freibetrag noch ein Werbungskosten-Pausch-
betrag von 51 Euro.

Quelle: BMF (2014) und eigene Recherche.

89 Zum Ausgleich der zwischenzeitlich eingetretenen Geldentwertung sollte der Sparer-
Freibetrag auf mindestens 900 Euro angehoben werden. Der ursprünglich aus dem 
Jahr 1975 stammende Werbungskosten-Pauschbetrag sollte entsprechend der seit-
herigen Geldentwertung auf 150 Euro erhöht werden. Insgesamt wären damit Kapi-
taleinkünft e in Höhe von insgesamt mindestens 1.050 Euro steuerfrei. Vgl. DSi (2013), 
S. 117 und KBI (2013).



52

3. Schwachstelle: Benachteiligung von Eigenkapital im Bereich der 
Unternehmensfi nanzierung

Gegen die Abgeltungsteuer wird häufi g eingewendet, dass sie un-
erwünschte Nebenwirkungen im Bereich der Unternehmensbe-
steuerung auslöst.90 Kriti siert wird insbesondere, dass die Abgel-
tungsteuer die Finanzierungsentscheidungen von Unternehmen 
verzerrt, weil die Aufnahme von Fremdkapital gegenüber der 
Zuführung von Eigenkapital begünsti gt wird. Die Diskriminierung 
von Eigenkapital resulti ert daraus, dass der Zinsaufwand auf Un-
ternehmensebene weitgehend steuerlich abzugsfähig ist91, hin-
gegen Eigenkapitalkosten – bspw. in Form von Ausschütt ungen 
– den zu versteuernden Gewinn nicht mindern. Das führt dazu, 
dass Dividenden und Veräußerungsgewinne sowohl auf Unter-
nehmensebene als auch beim Anteilseigner der Besteuerung un-
terliegen. Im Ergebnis wird durch diese Doppelbesteuerung das 
Eigenkapital höher belastet als Fremdkapital. Dies verletzt den 
Grundsatz der Finanzierungsneutralität der Besteuerung.92

Der steuerlichen Bevorzugung von Fremdkapital werden verschie-
dene negati ve Wirkungen zugeschrieben.93 Zum einen entstehe 
ein zusätzlicher Verschuldungsanreiz, sodass die Schuldenquote 
zu Lasten des haft enden Eigenkapitals ansteigt und sich dadurch 
das Insolvenzrisiko erhöht. Zum anderen werden besti mmte Un-
ternehmen, die nur einen eingeschränkten Zugang zum Kapital-
markt haben, in ihrer Finanzierung beeinträchti gt. Dabei handele 

90 Vgl. hierzu Fuest/Spengel (2016), S. 86, Bültmann (2015), S. 4 und SVR Wirtschaft  
(2012), S. 222 ff .

91 Bei der Gewerbesteuer werden dem Gewinn ein Viertel der Entgelte für Schulden 
hinzugerechnet. Siehe GewStG § 8 Nr. 1 a).

92 Finanzierungsneutralität ist gegeben, wenn die Entscheidung, wie eine Investi ti on fi -
nanziert werden soll, nicht von der Besteuerung, sondern allein von wirtschaft lichen 
Erwägungen abhängt. Eine insofern neutrale Besteuerung gilt als ökonomisch sinn-
voll, weil dadurch Verzerrungen und Ineffi  zienzen vermieden werden. Vgl. SVR Wirt-
schaft  (2015), S. 340 und Fossen/Simmler (2012), S. 12.

93 Sehr ausführlich hierzu SVR Wirtschaft  (2012), S. 226 ff .
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es sich häufi g um junge und innovati ve Unternehmen, die ver-
stärkt auf risikobereite Eigenkapitalgeber angewiesen sind. Ins-
gesamt könne daher die steuerliche Diskriminierung von Eigenka-
pital das Wachstumspotenti al und die Innovati onsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft  vermindern.94

Diesen Einwänden kann zwar entgegengehalten werden, dass die 
Ungleichbehandlung von Fremd- und Eigenkapital internati onal 
weit verbreitet ist.95 Zudem reduziert das aktuelle Niedrigzins-
niveau das Ausmaß der steuerlichen Verzerrungen.96 Aus öko-
nomischer Sicht bleibt die Kriti k jedoch fundiert und würde bei 
einem veränderten makroökonomischen Umfeld auch wieder an 
Gewicht gewinnen. Es wäre jedoch verfehlt, aus diesem Grund 
die Abgeltungsteuer abzuschaff en, da dies die Finanzierungsbe-
dingungen für Unternehmen insgesamt verschlechtern würde.97

Um die Neutralität der Besteuerung zu verbessern, wäre es 
statt dessen möglich, die Abgeltungsteuer zu erhalten und zu re-
formieren. Hierfür liegt das Konzept einer „Zinsbereinigung des 
Grundkapitals“ vor, das der Sachverständigenrat für Wirtschaft  
– in Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-Insti tut für Steuer-
recht und öff entliche Finanzen und dem Zentrum für Europäische 
Wirtschaft sforschung – 2006 erstmals veröff entlicht und seitdem 
mehrfach aktualisiert hat.98 Im Kern wird vorgeschlagen, die Ab-
geltungsteuer konsequent auf die Besteuerung von Unterneh-

94 Vgl. SVR Wirtschaft  (2012), S. 226f. und Conrad (2012), S. 402 f.
95 Vgl. dazu den internati onalen Vergleich bei Fossen/Simmler (2012), S. 13.
96 „Bei der Finanzierungsneutralität [...] hängt der Umfang der steuerlichen Verzerrun-

gen im Wesentlichen von Annahmen bezüglich des risikolosen Marktzinssatzes als 
Alternati vanlage zur Sachinvesti ti onen ab. Vereinfachend gilt [...], dass bei einem sehr 
niedrigen Zinsniveau unabhängig von der Zinsbesteuerung [...] die Verzerrungen also 
gering [sind; der Verf.].“ SVR Wirtschaft  (2015), S. 346 f.

97 Christofzik/Feld/Scheuering (2016), S. 89: „Eine wie auch immer geartete Abschaff ung 
der Abgeltungsteuer würde hingegen die Effi  zienzeigenschaft en des Steuersystems 
nicht verbessern, sondern verschlechtern.“ Der gleichen Ansicht sind auch SVR Wirt-
schaft  (2015), S. 346 und Fuest/Spengel (2016), S. 83-86.

98 Vgl. u. a. SVR Wirtschaft /MPI/ZEW (2006); SVR Wirtschaft  (2008), S. 228 ff ., (2012), 
S. 220 ff . und (2015), S. 339. 
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mensgewinnen anzuwenden. Hierfür wäre zum einen der Steu-
ersatz für Unternehmensgewinne an den Abgeltungsteuersatz 
anzupassen. Zum anderen wären Dividenden und Veräußerungs-
gewinne auf der Unternehmensebene bis zu einer besti mmten 
„Normalverzinsung“ steuerfrei zu stellen. Dies hätt e zur Folge, 
dass die Eigenkapitalkosten – wie bereits im geltenden Recht der 
Zinsaufwand – den steuerlichen Gewinn vermindern würde. Da-
durch könnte die Diskriminierung des Eigenkapitals beseiti gt und 
die verzerrende Wirkung der Besteuerung abgebaut werden. 

Elemente des dargestellten Reformvorschlags sind derzeit u. a. in 
Belgien und Italien realisiert. Die Erfahrungen in diesen Staaten 
zeigen, dass nach Inkraft treten der Reform sowohl größere als 
auch kleinere und mitt lere Unternehmen ihre Eigenkapitalbasis 
gestärkt haben.99 Zudem ist aufgrund des aktuell sehr niedrigen 
Zinsniveaus kurzfristi g nur mit relati v geringen Mindereinnah-
men zu rechnen.100 Ist die Politi k tatsächlich an einer steuerlichen 
Gleichbehandlung von Eigen- und Fremdkapital interessiert, ist 
nicht die Abschaff ung der Abgeltungsteuer, sondern ihre konse-
quente Weiterentwicklung das Mitt el der Wahl.

4. Schwachstelle: Belastung von Veräußerungsgewinnen ver-
gleichsweise hoch

Durch die Einführung der Abgeltungsteuer ist die Besteuerung 
von Veräußerungsgewinnen erheblich verschärft  worden. Vor 
2009 waren Kursgewinne aus Akti en und anderen Wertpapieren 
nur steuerpfl ichti g, wenn sie in den ersten zwölf Monaten nach 
dem Kauf realisiert wurden. Kursgewinne, die nach einem Jahr 
Haltedauer anfi elen, blieben steuerfrei. Diese einjährige Speku-
lati onsfrist ist mit der Einführung der Abgeltungsteuer entf allen. 

99 Vgl. SVR Wirtschaft  (2015), S. 345.
100 Bei einem Bereinigungszinssatz von 1,5 Prozent hat der Sachverständigenrat die jähr-

lichen Mindereinnahmen auf rund 3 Mrd. Euro geschätzt. Vgl. SVR Wirtschaft  (2015), 
S. 345. 
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Das hat zur Folge, dass die Besteuerung von Veräußerungsgewin-
nen nicht mehr die Ausnahme, sondern den Regelfall darstellt.101 
Eine solche umfassende Besteuerung von langfristi gen Akti en-
gewinnen ist internati onal eher unüblich (siehe Tabelle 17) und 
führt zudem zu Verzerrungen der Kapitalallokati on, weil Eigen-
kapital stärker besteuert wird als Fremdkapital.102 Auch reduziert 
dies die Att rakti vität von Akti en als Altersvorsorgeinstrument. 
Gerade in der aktuellen Niedrigzinsphase suchen die Sparer nach 
alternati ven Altersvorsorgeformen. Daher ist zu erwägen, Veräu-
ßerungsgewinne aus langfristi ger Wertpapieranlage wieder von 
der Einkommensteuer freizustellen.103

101 Auch durch die Einschränkung der Verlustverrechnung ist die Bemessungsgrundlage 
erweitert worden. Negati ve Einkünft e aus Kapitalvermögen können nicht mehr mit 
positi ven Einnahmen aus anderen Einkunft sarten, sondern nur innerhalb der Kapital-
Schedule verrechnet werden. Verschärfend kommt hinzu, dass Verluste aus Akti en-
geschäft en nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Akti en ausgeglichen werden 
können. Vgl. Hey (2015b), Rz. 500.

102 Vgl. Conrad (2012), S. 400 ff .
103 Vgl. DSi (2015), S. 35.
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Tabelle 17:  Ermäßigte Besteuerung von Veräußerungsgewinnen internati onal 
weit verbreitet

Staaten Regelungen zur Besteuerung von Veräußerungsgewinnen

Australien
Nach einer Haltedauer von 1 Jahr sind nur noch 50 Prozent der Kursge-
winne steuerpfl ichti g.

Belgien
Veräußerungsgewinne, die der normalen Verwaltung des Privatvermö-
gens entstammen, sind nicht steuerpfl ichti g.

Chile
Nach einer Haltedauer von 1 Jahr werden Veräußerungsgewinne mit 
einem ermäßigten Steuersatz von 20 Prozent belastet.

Frankreich
Nach einer Haltefrist von mindestens 2 Jahren werden Veräußerungs-
gewinne nur zur Hälft e besteuert (nach 8 Jahren: 35 Prozent).

Kanada
Veräußerungsgewinne („capital gains“) unterliegen nur zu 50 Prozent 
der Besteuerung.

Neuseeland Veräußerungsgewinne werden grundsätzlich nicht besteuert.

Schweiz Private Veräußerungsgewinne werden grundsätzlich nicht besteuert.

Slowenien
Nach einer Haltefrist von 5 Jahren erfolgt eine (zunehmend) ermäßigte 
Besteuerung von Veräußerungsgewinnen. Nach einer Haltefrist von 20 
Jahren sind Veräußerungsgewinne vollständig steuerbefreit.

Tschechien
Veräußerungsgewinne, die nach dem 01.01.2014 angeschaff t wurden, 
sind nach Ablauf einer 3-Jahres-Haltefrist steuerbefreit. 

USA
Nach einer Haltedauer von 1 Jahr werden Veräußerungsgewinne ermä-
ßigt besteuert.

Quelle: Harding (2013) und  Mennel/Förster (2015) sowie eigene Recherche. 
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7 Fazit und Empfehlungen

Ein Jahr vor der Bundestagswahl verschärfen sich die verteilungs-
politi schen Debatt en, und auch die Abgeltungsteuer ist zuneh-
mender Kriti k ausgesetzt. Inzwischen werden aus allen im Bun-
destag vertretenen Parteien Forderungen laut, die steuerliche 
Belastung von privaten Kapitalerträgen zu erhöhen. Diese For-
derungen ignorieren jedoch, dass weiterhin eine Vielzahl von ge-
wichti gen Argumenten für eine Beibehaltung der Abgeltungsteu-
er und gegen eine verschärft e Belastung privater Kapitalerträge 
sprechen: 

 � Die Rechtf erti gungsgründe für die Abgeltungsteuer haben un-
verändert Bestand. Sie hat den Steuervollzug spürbar verein-
facht und entlastet dadurch Steuerzahler und Finanzverwal-
tung. Zudem bleibt ein att rakti ves Belastungsniveau – auch bei 
Fortschritt en in der internati onalen Zusammenarbeit – eine 
wichti ge Voraussetzung für stabile Steuereinnahmen. Schließ-
lich berücksichti gt die Abgeltungsteuer näherungsweise die in-
fl ati onsbedingten Wertverluste von verzinsten Kapitalanlagen 
und trägt dadurch zu einer gerechten Besteuerung von Zinser-
trägen bei.

 � Die verteilungspoliti sche Kriti k an der Abgeltungsteuer ist schon 
vom Ansatz her verfehlt, weil keine überzeugenden Belege für 
eine wachsende Einkommensungleichheit in Deutschland vor-
liegen. Darüber hinaus wird übersehen, dass die Einführung 
der Abgeltungsteuer die Bemessungsgrundlage erheblich ver-
breitert hat und die Belastungsunterschiede zwischen Arbeits- 
und Kapitaleinkünft en häufi g irreführend dargestellt werden. 
Dividenden werden in der Summe sogar wesentlich höher be-
steuert als Arbeitseinkommen.

 � Bereits im geltenden Recht ist die steuerliche Belastung von 
Kapitalerträgen internati onal vergleichsweise hoch. Weite-
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re Belastungsverschärfungen würden daher Deutschland im 
Stand ortwett bewerb stark benachteiligen. 

 � Die Abschaff ung der Abgeltungsteuer kann schon ab einem 
zu versteuernden Jahreseinkommen von rund 16.000 Euro zu 
Steuererhöhungen führen, sodass es bereits im unteren Ein-
kommensbereich zu einem Belastungsansti eg kommen kann. 
Damit droht eine fakti sche Doppelbelastung der Sparer durch 
extreme Niedrigzinsen und Steuererhöhungen.  Das schwächt 
die Anreize zu sparen und eigenverantwortlich für das Alter 
vorzusorgen. 

 � Die von der Politi k angestrebten Mehreinnahmen sind bei ei-
ner Abschaff ung der Abgeltungsteuer nur durch Belastungs-
verschärfungen, vor allem im Bereich der Dividendenbesteue-
rung, zu erreichen. Die Belastung von Dividenden ist mit rund 
48 Prozent aber bereits im geltenden Recht sehr hoch, sodass 
weitere Steuererhöhungen massive wirtschaft liche Schäden 
zur Folge hätt en und den Vermögensaufb au über Akti en noch 
unatt rakti ver machen würden.

 � Der Beitrag der Abgeltungsteuer zum Gesamtsteueraufk om-
men ist mit rund 25 Mrd. Euro pro Jahr weitaus höher, als oft  in 
der öff entlichen Debatt e behauptet. Zudem ist das Gesamtauf-
kommen der Abgeltungsteuer – einschließlich der Erträge aus 
der Dividendenbesteuerung – seit 2009 bemerkenswert robust 
und hat dem Staat trotz extrem niedriger und weiter gesunke-
ner Zinssätze stabile Einnahmen gesichert. 

Aus den genannten Gründen ist die Abgeltungsteuer nicht über-
holt, sondern stellt vielmehr eine zeitgemäße und effi  ziente Be-
steuerung von privaten Kapitalerträgen sicher. Der Gesetzgeber 
sollte sich daher nicht von verteilungspoliti schen Sti mmungen 
leiten lassen, sondern aufgrund überzeugender Sachgründe am 
System der Abgeltungsteuer festhalten. Allerdings bestehen im 
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geltenden Recht einige Schwachstellen, die durch folgende Re-
formmaßnahmen beseiti gt werden sollten: 

 � Die Werbungskosten bei Kapitaleinkünft en sollten wieder in 
tatsächlicher Höhe steuerlich geltend gemacht werden kön-
nen. 

 � Der seit 2009 unveränderte Sparer-Pauschbetrag sollte ent-
sprechend der zwischenzeitlich eingetretenen Geldentwer-
tung auf 1.050 Euro erhöht werden. 

 � Die Benachteiligung von Eigenkapitalfi nanzierungen sollte 
durch eine Reform der Unternehmensbesteuerung beseiti gt 
werden.

 � Schließlich ist zu erwägen, die langfristi ge Wertpapieranlage 
wieder von der Einkommensteuer zu befreien – beispielswei-
se durch eine 10-jährige Spekulati onsfrist, wie sie bereits bei 
Grundstücksgeschäft en besteht.
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Anhang

Tabelle A1: Verhältnis von nominaler und realer Umlaufsrendite 2000 bis 2016

 

Jahr 

 

A B C D

Umlaufsren-
dite*

nominal 
in Prozent

Infl ati onsrate
in Prozent

Umlaufsrendite real

in Prozent
A – B

in Prozent von 
nominal

C / A

2000 5,0 1,4 3,6 72,2 %

2001 4,8 1,9 2,9 60,3 %

2002 3,9 1,5 2,4 61,5 %

2003 3,9 1,0 2,9 74,3 %

2004 3,4 1,7 1,7 49,6 %

2005 3,2 1,5 1,7 53,7 %

2006 4,0 1,6 2,4 60,1 %

2007 3,9 2,3 1,6 41,0 %

2008 3,3 2,6 0,7 21,2 %

2009 3,0 0,4 2,6 86,7 %

2010 2,6 1,1 1,5 57,7 %

2011 1,9 2,5 – 0,6 – 31,6 %

2012 1,1 2,2 – 1,1 – 100,0 %

2013 1,5 1,3 0,2 13,3 %

2014 0,5 0,9 -0,4 – 80,0 %

2015 0,5 0,3 0,2 40,0 %

2016 0,3 0,5 – 0,2 – 66,7 %

Durchschnitt  
2000-2016

2,8 1,5 1,3 47,3 %

Quelle:  Bundesbank, Stati sti sches Bundesamt; *Umlaufsrenditen inländischer Inhaberschuldverschrei-
bungen insgesamt (jeweiliger Stand am Jahresende).
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